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Die preuſsiſchen Wandtage 
zunäehſt vor und nach dem Tode des Merzogs Albrecht. 


Vorbemerkung. Eine der weſentlichſten Vorarbeiten für eine gründliche Darſtellung 
der Geſchichte Preußens in der Zeit der Herzöge iſt die Erörterung der damaligen ſtaͤn⸗ 
diſchen Verhältniſſe nach den Landtagsakten. Der Herausgeber des nachfolgenden Auf— 
fages hat dieſem Studium eine Reihe von Jahren gewidmet, und als Früchte dieſes 
Studiums zwei ausführliche Mittheilnngen: „Zur Geſckichte der ſtändiſchen Verhält— 
niffe in Preußen“ und „„der lange Königsberger Landrag“ in dem 8. und 10. Jahr- 
gange der neuen Folge des hiſtoriſchen Taſchenbuchs von v. Raumer dargeboten. Das 
folgende Fragment, an ſich geeignet, in die Zuſtände Preußens im ſechzehnten Jahrhun— 
dert einzuführen, wird zugleich jene beiden Mittheilungen zu einem Ganzen verbinden. 


Unter der Regierung des Herzogs Albrecht von Brandenburg haben Preußens Bewoh⸗ 
ner glückliche Tage durchlebt. Seitdem er das Ordensgewand abgelegt und im Frieden 
zu Krakau 1525 den Reſt des einſt weit ausgedehnten Staates der deutſchen Ritter als 
weltliches Herzogthum von der Krone Polen zu Lehn genommen hatte, war ſeine ganze 
Thaͤtigkeit der Ausbreitung der Reformation in feinem Lande und der Vertheidigung 
deſſelben gegen die von verſchiedenen Seiten ber drohenden Kriegsgefahren gewidmet. 
Was er erſtrebte, das war auch das Verlangen feiner Unterthanen. Kaum iſt die Re⸗ 
formation irgendwo mit größerer Freude begrüßt und mit größerem * eingeführt 


worden als in Preußen, und das lange verhaßte Regiment des deutſchen Ordens fand, 
nachdem es einmal geſtürzt war, im ganzen Lande kaum irgendwo einen Freund oder 
Anhänger. Die Stände brachten durch ihre Abgeordneten auf dem Landtage willig 
manches Opfer, wie es die Umſtände erheiſchten, und der Herzog war aufrichtig bemüht, 
ihren Beſchwerden abzuhelſen. Das Land verdankte ihm eine Reihe von wohltbätigen 
Anſtalten, beſonders von Bildungsanſtalten für die Jugend; auch die Univerſität zu 
Königsberg it fein Werk. Der Herzog zeigte das lebhafteſte In tereſſe für Alles, was 
auf den Gebieten der Kirche, der Wiſſenſchaft und der Kunſt ſich hervorthat und ditje— 
nigen, welche in feine Naͤhe kamen, priefen die Liebenswürdigkeit feines Umganges. Er 
iſt von feinen Unterthanen außerordentlich verehrt und geliebt worden. 


Aber bei ſo vielen Vorzügen ſeiner perſönlichkeit machten ſich doch je mehr und 
mehr Unſicherheit des Urtheils und Empfänglichkeit für die Anſichten Anderer bemerklich, 
welche in feinen fpäteren Jahren, als feine geiſtigen und körperlichen Kräfte immer ſicht— 
barer abnahmen, großes Unheil über das Land brachte. Paul Skalich, ein gewandter 
eigenſüchtiger Abentheurer, gewann gegen das Ende feines thätigen Lebens faſt unbe— 
ſchränkte Herrſchaft über feinen Willen und verleitete ihn zu Gewaltmaaßregeln, welche 
eie Gemüther der Unterthanen von ihm abzuwenden drohten. Die vier oberſten Räthe, 
welche ibm der Regimentsnotel zufolge als erſte Miniſter zur Seite fianden, verloren allen 
Einfluß, und wenn auch nicht dem Namen nach doch faktiſch traten in ihre Stelle die 
Creaturen Skalichs, Adel und Städte wurden mit Stelz und llebermuth behandelt, die 
Privilegien des Landes mit Füßen getreten, die Einkünfte des Herzogs unverantwortlich 
verſchleudert, endlich ſogar Soldner geworben, um jeder Empörung ſofort die Spitze zu 
bieten. Endlich auf dem Landtage zu Königsberg, welchen die Geldverlegenheit des Her⸗ 
zogs im Jahre 1566 nöthig machte, erlag Skalich und feine Partei den Angriffen der 
vereinigten Stände, die überdies von polniſchen Commiſſarien unterſtützt wurden. Aber 
der frühere Zußand kehrte doch nicht fo bald wieder. Die Geiſtesſchwäche des Herzogs 
dauerte fort. Die polniſchen Commiſſarien hatten die Gelegenheit in polniſchem Intereſſe 
benutzt, und den in ihre frühere Würde wieder eingefegten Regimentsräthen Inſtruktionemer— 
theilt, durch die ſie gewiſſermaaßen zu der Krone Polen verpflichteten Vormündern des 
Herjogs wurden. Die Stände hatten in der Hitze der Leidenſchaft Rechte ertrotzt, die 
alles bisher übliche Maaß überſchritten. Der Geldnoth des Herzogs endlich war nur vor— 
läuſig durch eine geringe Bewilligung abgeholfen, eine großere wurde in Ausſicht ge⸗ 
ſtellt und von der Abstellung der noch unerledigten Beſchwerden abhängig gemacht. Zu 
dieſem Behuf war ein neuer Landtag angeſetzt. 


Noch lange blutete das Land an dieſen Wunden. 
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Der Herzog war in zu großer Geldnoth, als daß er den fo eben angefegten 
Landtag hätte erwarten können. Der faſt zehnwöchentliche Aufenthalt der polniſchen 
Commiſſarien in Königsberg hatte ihn allein an 30,000 Mark gekoſtet, und es machte 
ihm Sorge, wie er fie zum zweiten Male unterhalten werde. Er war in folder Ver— 
legenheit, daß er, wie er verſicherte, „die tägliche haͤusliche Rothdurft ſchwerlich haben 
und erzeugen“ konnte. Er berief alſo die Staͤnde vor dem anberaumten Termin und 
bat ſie, ihn die Verwirrung, welche durch ein ſonderliches Unglück, (er meinte das 
Schalten der Günſllinge) verurſacht wäre, nicht entgelten zu laſſen. 


Der neue Landtag (3. März 1567) ſollte nicht, wie nun ſchon ſo lange Jahre 
daher, in Königsberg, ſondern in Heilgenbeil gehalten werden. Es war zwar kein Ge: 
ſetz, aber doch ſchon Herkommen, die Landtage in Königsberg zu verſammeln. Die 
Königsberger verſicherten ſogar, von Albrecht eben in Heiligenbeil, wo in Ebezeiten 
allerdings Tagfahrten gehalten ſeien, vor etwa 50 Jahren das Verſprechen erbalten zu 
haben, daß die Stände hinfort in Königsberg zuſammen kommen ſollten. Aber der 
Kanzler leugnete, daß ein ſolches Verſprechen gegeben ſei, und auf dem Landtage ſelbſt 
erfuhren fie nicht nur von Herrſchaft und Adel, ſondern auch von den Hinterſtädten Wis 
derſtand. Man hielt ihnen entgegen, daß nicht nur in Heiligenbeil, ſondern auch in 
Raſtenburg, Friedland und Bartenſtein Landtage gehalten ſein und beachtete die Ein— 
wände nicht, daß Heiligenbeil wegen der Nachbarſchaft von Ermeland unſicher und keine 
Stadt mit Vorräthen ſo verſehen ſei, als Königsberg. Sie mußten endlich nachgeben 
und ihren Abgeſandten, welche nur mit dem Auftrage abgefertigt waren, gegen die Neue— 
rung zu proteſtiren, die zu den Berathungen über die Propoſition nöthigen Vollmachten 
ertheilen: 5 


Der Herzog war durch fein Alter gehindert, perſoͤnlich auf dem Landtage zu 
erſcheinen und hatte an ſeiner Stelle den Landhofmeiſter Hans Jacob Truchſes, den 
Hauptmann von Brandenburg Antonius Vork und den Sekretair Balthaſar Gans br. 
vollmächtigt. Der Adel und beſonders die Städte, welche des Herzogs große Noth wobl 
erkannten, aber eben fo ſehr über die eigene Erſchöpfung klagten und die Verheißungen 
wegen Abſtellung der Beſchwerden noch großentheils nicht erfüllt ſahen, beſannen ſich 
nicht lange, wie ſie die Propoſition des Landtags zu beantworten hätten. Sie wieſen 
auf die nahe bevorſtehende größere Verſammlung und gaben zu verſtehen, wenn dem 
Herzoge an der Bewilligung des Geldes gelegen ſei, fo möge er nur erſt die Wünſche 
der Stände und beſonders ſeine Zuſagen vollſtändig erfüllen. Sie forderten die Be— 
vollmächtigten auf, dahin mitzuwirken und überließen es dem Herjoge, ſelbſt dafür zu 
ſorgen, wie er die Koſten des Unterhalis der polniſchen Commiſſarien 9 könne. 


Als hierauf die Bevollmächtigten bemerklich machten, daß die polniſchen Commiſſarien 
gar nicht auf den Wunſch des Herzogs, ſondern der Stände wiederkämen, daß alſo die 
Stände das Intereſſe und die Verpflichtung hätten, für ihre Verpflegung zu ſorgen, 
widerſprachen die letzteren mit großer Entſchie denheit; fie wollten nicht „beſchuldigt“ 
fein, als hätten fie die Commiſſarien ins Land gefordert; übrigens hätten jene bei ihrer 
erſten Anweſenbeit vielmehr den Herzog und ſeinen Sohn aus Gefahr errettet und vor 
Verderben bewahrt als das Land; und ibre Rückkehr hätten ſie ſelbſt angekündigt, nicht 
die Stände erbeten. Wollten die Bevollmäcktigten ferner durch die Vorſtellung überreden, 
daß der Herzog gar keine neue Auflage fordere, ſondern nur einen Theil (20,000 Gul— 
den) der ſchon gefallenen, ſo konnte dies natürlich nur geringen Eindruck machen, da 
jene Auflage eben zur Bezahlung der Schulden des Herzogs beſtimmt war. Mur zu eis 
ner Anleihe von 8000 Gulden bis auf Martin verſtanden fie ſich endlich, und unter 
welcher Bedingung! Es ſollten dafür als Selbſiſchuldner haften die vier Regimentsrä⸗ 
the, die Hauptleute zu Tapiau und Brandenburg, Doctor Jonas und der Sekretair 
Gans, oder wenigſtens die drei anweſenden Bevollmächtigten; dieſe jedenfalls ſo lange 
bis die Caution der übrigen den Kaſtenherten übergeben werde. Auch die ferneren Be, 
mühungen der Bevollmächtigten fruchteten wenig. Die Stände ließen ſich zwar bereit 
finden, ihre 8000 Gulden ohne Bürgſchaft und bis Faſtnacht 1568 zu leihen, ſtellten 
nun aber eine andere Bedingung, die nicht viel beſſer war als die vorige. Der Herzog 
ſollte mit Brief und Siegel die Wiedererſtattung verſprechen; erfolge dieſe nicht, ſo 
ſollten die Kaſtenherren Macht haben, das Geld anderweitig auf Zinſen aufzunehmen, 
mit demſelben und einem Zuſchuſſe aus dem Kaſten, ein verpfändetes Haus, namentlich 
Rieſenburg, oder Holland einzulöfen und es fo lange in ihrer Gewalt und Pfändung zu 
halten, bis von dem Ertrage deſſelben die Anleihe ſammt den Zinſen erſtattet werden 
könne. Eine ſolche Bedingung kann uur da Sinn haben, wo der Credit der Regierung 
gänzlich dahin iſt; fie zeigt, daß es dem Herzog damals ſchwer geworden fein würde, 
auch nur 8000 Gulden auf Zins zu erhalten. Unter den obwaltenden Umſtänden hätte 
ſie dem kande unfehlbar Vortheil gebracht, da man ohne Zweifel annehmen kann, daß 
die Pfandinhaber ihr Geld nicht ſchlecht angelegt hatten. Die Bewirthſchaftung der 
Pfandgüter durch die Landſchaft würde die Nachtheile ihres Wuchers abgeſchuitten haben. 
Die Bedingung war in fo fern nicht ganz neu, als der Herzog ſchon früher den Kaften- 
herren gegen eine Anleihe das Amt Raſtenburg als Pfand angeboten, dann freilich, als 
dieſelbe bewilligt war, nicht eingeräumt hatte. Durch eben dieſes Beiſpiel rechtfertigten 
die Stände ihren Vorſchlag. 


Schon in den nächſten Monat ſiel die vorhin angekündigte Verſammlung auf 
den 21. April 1567. Sie konnte füglich nicht anderwärts gehalten werden als in Kö— 
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nigsberg. Man eröffnete ſie mit den Verhandlungen über das, was in dem abgelaufe⸗ 
nen Jahre zur Abſtellung der Veſchwerden geſchehen ſei, vor der Ankunft der polniſchen 
Commiſſarien, die erſt am 28. Mai ihre Vollmacht vorlegten. Die Exekution der Ber 
ſchlüſſe von 1566 ging nur langſam von Statten. Der Receß über das Regiment hatte 
feine Schwierigkeit und lag im eigenen Intereſſe der Regimentsräthe, aber die beiden 
anderen Receſſe waren ihnen zum Theil zuwider, zum Theil mit der Rückſicht auf den 
Herzog nicht vereinbar, zum Theil ohne Untergrabung alles öffentlichen Vertrauens nicht 
ausführbar. Man hatte im Jahre 1566 zu leidenſchaftlich und zu übereilt gehandelt, 
als daß ſchon damals alle die Schwierigkeiten beachtet wären, die ſich den damals gefaßt: 
ten Beſchlüſſen entgegenſetzen mußten. Die Regimentsraͤthe ſelbſt waren zum Theil in 
die ſcalichſchen Umtriebe verwickelt. Der Burggraf Caspar Faſold hatte ſeine Stelle 
Horſten zu verdanken, der Landhofmeiſter Jobann Jakob Erbtruchſes von Waldburg 
hatte in dem Wobeſer'ſchen Handel bedeutende Summen gewonnen: wie konnten ſie alſo 
die Geſetze vollſtrecken, die gegen die ſcalichſche Partei gerichtet waren? Der alte Herzog 
hatte die Staatsgeſchäfte teineswegs niedergelegt, obgleich er nur noch ſchwachen Willen 
zeigte; ihm konnte nichts näher liegen, als von feinen bisherigen Anordnungen fo viel 
als irgend möglich zu retten und die Regimentsräthe durften ihm, da ſie uach dem 
Sturze der ſogenannten neuen Räthe ihm wieder die naͤchſten und feine einzige Stütze 
waren, nicht geradezu entgegen handeln, fie nahmen aber um fo mehr Rückſicht auf 
ihn, da ſie ſich mit ihm der Schwäche, wenn nicht mit den neuen Räthen der Schuld 
anzuklagen hatten, und da von ſeiner Gunſt doch immer noch viel abhing, deſonders 
für denjenigen, welcher dieſelbe perſünlicher Intereſſen halber ſuchte. 


Der erſte Stand hatte während der Zeit der ſcalichſchen Umtriebe, da er in dem 
Herzoge keinen feſten Haltpunkt fand, zu den beiden andern Ständen gehalten; jetzt, da 
es ein feſteres Regiment gab, trat er mit demſelben wieder in engere Verbindung. So 
ſtanden die Parteien ſchon auf der Zuſammenkunft in Heiligenbeil, fo wieder in Königs: 
berg gegenüber. Gleich im Anfange des Landtages in Königsberg nahm eine Form— 
frage, welche ſich auf dieſes Verhältniß bezog, nicht geringe Aufmerkſamkeit in Anſpruch. 
Der zweite und dritte Stand, die im Ganzen noch immer zuſammenbielten, bezeichneten 
ein Gutachten des erſten Standes einmal als das der Land» und Hofräthe und antwor; 
teten, gefragt, warum ſie der Herrſchaft „dieſes fürnehmen Standes“ nicht gedacht 
hätten, es wäre nicht abſichtlich geſchehen, „ſondern ohne alles Nachdenken und in dem 
Wahn und in der Meinung, daß, weil die Herrſchaft in den Landrath gezogen würde, 
eines Theils auch im Regiment, ſeien fie in dem Wörtlein (Herren Land- und Hofrätbe) 
mit begriffen.“ So ganz zufällig war es alſo doch nicht geſchehen. Als der erſte Stand 
hingegen die alte Beſchwerde über die Vereinigung des Adels und der Städte hervor 


ſuchte, durch welche der Adel ſich feiner Stimme begebe, begnügten dieſe ſich nicht zu 
erwiedern, daß dieſer Gebrauch vor Alters bei des Ordens und Herzog Albrechts Zeiten 
„auch noch ungefähr bis unter dreißig Jahren“ ſo gebalten ſei, und daß die Städte, 
da der Adel eine Zeit lang von ihnen an die Landräthe gezogen ſei, ſich über Verletzung 
des Herkommens beklagt hatten, und daß nach derſelben Weiſe noch kürzlich zu Heiligenbeil 
verhandelt ſei — fondern fie erinnerten auch noch an den den Regimentsrätben übergebe— 
nen Rezeß, nach welchem dieſe „ſich der Regierung neben Sr. D. anmaßen und zum 
Treulichſten und Beſten beſtellen helfen ſollten,“ woraus ſie den Schluß zogen, daß die 
Regimenrsrätbe mit dem Herzog „ein corpus trügen‘ und deßwegen in den Landrath 
oder die erſte Stimme des Landtags nicht gezogen werden, auch ſich in demſelben nicht 
gebrauchen laſſen dürften; „ſondern es müßten die von der Herrſchaft und Landräthen, 
fo zu fürſtlichem Ratbe und den proponirten Händeln nicht geiozen, bei der Landſchaft 
in ihrem Rath und alſo in der erſten Stimme nude und immediate von Anfang bis 
zu Mittel und Ende bleiben und ſich bei F. D. als dem Proponenti im Rath nicht ger 
brauchen laſſen.“ Der erſte Stand gab hierin nach; er erwiderte: „daß die Hofräthe 
jetzt und zuvor allewege den Haͤndeln beigewohnt, iſt deshalb geſchehen, daß, die dazu 
gezogen, erbeten und gefordert worden; ohne das wollten fie der Händel viel lieber müs 
ßig gegangen und der Mühe ohnig geweſen ſein.“ ) 


Bei der Reviſion deſſen, was zur Erfüllung der Receſſe geſchehen ſei, zog die 
geiſtliche Angelegenheit vor allem andern die Aufmerkſamkeit auf ſich. Georg Venetus 
und Joachim Morlein waren von den Ständen ſchon früher als diejenigen bezeichnet, 
welche fie am liebſten zu Biſchoͤfen gehabt hatten. Venetus war nun zum ſamlaͤndi⸗ 
ſchen Visthum berufen, aber man wußte noch nicht, unter welchen Bedingungen, Nds 
mentlich nicht mit welcher Beſoldung und mit welchem Maaße der Jurisdiktion. Mit 
Morlein und Chemnitz waren Unterhandlungen eingeleitet, aber weitausſehende. Nach 
dem Wunſche der Stände ſollten fie in der Weiſe, „daß die guten Männer ſähen, es 
ſei Ernz, fie zu den hohen Aemtern zu fördern“ und mit Zuziehung der Landſchaft ges 
ilogen werden. Hatte der Herzog vielleicht noch gehofft, durch Einigung mit den er, 
wählten Bifhöfen manche läſtige Bedingung, die ihm von den Ständen auferlegt war, 
zu umgehen, fo täuſchte er ſich durchaus; denn die Lage der Biſchöſe erklärten Adel 
und Städte, müſſe der Art fein, daß fie nicht nur jene ſondern zugleich auch die Land— 
ſchaft befriedige. Sie wollten keine andere Sache vornehmen, ehe nicht ihre aun 
rungen wegen dieſes Punktes erfüllt wären. 


) Die polniſchen Commiſſarien woren während dieſer Verhandlungen noch nicht gegenwärtig, 
0 es in ee Notizen über den Herrenſtand, die Aſſecurationsacte und das Donativ“ 
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Unter den weltlichen Angelegenheiten machte die Beſetzung der Aemter die be— 
deutendſte Schwierigkeit. Viele Stellen waren noch in einer den Ständen mißfaͤlligen 
Weiſe beſetzt. Sie wollten ſtatt des Burggrafen Caspar Faſold, der weder ein Gin: 
zögling ſei, noch vorher eines der vier, Königsberg benachbarten Aemter, verwaltet, ſon— 
dern durch Horſt die Würde erhalten habe, einen andern. Dagegen ſuch ten ſie den Ober— 
marſchall Joachim von Bork, obwohl auch dieſer ein Ausländer war, und obwohl er 
wegen eines körperlichen Fehlers das Amt niederzulegen wünſchte, zu halten. Elias von 
Kanitz, den der Herzog ſtatt mit Gelde, mit dem Amte Ortelsburg abgefunden hatte, 
ſollte dieſes als Ausländer nicht bebalten dürfen. So gab es noch mehrere Beamte, die 
aus allerlei Gründen mißſielen: theils waren ſie ihres Glaubensbekenntniſſes wegen ver— 
dächtig, wie Jakod von Schwerin, der bisherige Hofmeiſter des Prinzen, der Profeflor 
Jagenteufel und Friedrich Aulack, theils wegen ihrer Mitſchuld an den früheren Ver— 
wirrungen; theils endlich wegen der Unterſiegelung des Teſtamentes, welches der Herzog 
aufſetzte, nachdem das ältere während der Parteiung vernichtet worden war. In der 
Rathsſtube ſaßen zum Theil Männer, die anderweitig beſchaftigt oder ebenfalls ver: 
dächtig waren. Auch hier verlangten die Stände noch Aenderung. In den Forderungen 
über die neue Beſetzung der Acmter lag manches verletzende für den Herzog. Die Regiments 
räthe ſuchten zu beſchwichtigen: unmoglich könne man alle die entfernen, die den Ver 
wirrungen vorhin nicht gewehrt, oder welche das neue Teſtament unterſchrieben hätten; 
mit dem Burggrafen möge man unterhandeln, daß er ſeinen Abſchied nehme; dem 
Marſchall einen Untermarſchall, Hans von Wittmanus dorf, zuordnen, Elias von Kanitz 
eine Entſchädigung anweiſen; daß die Herren aus der Rathsſtube auch zu anderen Ge— 
ſchäften gebraucht würden, ſei nicht zu umgehen; dagegen könne das Amt des Hofrich— 
ters und des Burggrafen nicht wie in Ehezeiten wieder vereinigt werden. 


Eben ſo ſchwierig war die Entſcheidung über die Caſſation der Verſchreibungen 
und Begnadigungen. Die polniſchen Commiſſarien hatten im Jahre 1566 die Generals 
Caſſation aller ſeit dem Marienwerderſchen Zuge, (ſeit dem Kriege gegen Erich von 
Braunſchweig) ertheilten Verſchreibungen und Begnadigungen, unter welchem Titel fie 
auch ausgebracht feien, und in weſſen Händen ſie ſich auch befänden, beliebt und ausgefpro: 
chen und allen, welche dergleichen beſäßen, aufgetragen, ſie auf dem nächſten Landtage, (der 
nun gehalten wurde,) aufzulegen, wo dann über die unrechtmaͤßigen die Exekution ver— 
hängt werden ſolle; Briefe, welche bis dahin nicht beigebracht würden, ſollten eben das 
durch nichtig werden und alle Bedeutung verlieren.!) Trotz dieſer Caſſation hatten die 
Regimentstäthe der Loitzen und Krakauen, welche größtentheils das Geld zu den Wo⸗ 


+) Dog iel Tom. IV. pag. 373 — 374. 


beferfben Rüſtungen hergegeben hatten, den Georgenburgſchen Pfandſchilling, der viel« 
mehr zur Einlöſung des verpfändeten Amtes Holland gebraucht werden ſollte, zugewie, 
fen. Die von den Commiſſarien angekündigte Reviſion der Verſchreibungen ſeit 1563 
wurde von einem Ausſchuſſe zwar begonnen, aber von den Regiments räthen ſoglei ! 
unterbrochen, „weil der Ausſchuß einer ehrbaren Landſchaft ſich unterſtände, über F. D. 
Briefen, wie ſolches im erſten Auflegen der Briefe des Herrn Hofmeiſters zu ſehen und 
zu merken geweſen, Richter zu ſein, was fie anſtatt F. D. keineswegs geſtatten oder 
nachgeben könnten: denn wie unziemlich und ungebührlich es fein wollte, daß ein Unter. 
than über feines Herren Briefe, dem Herrn zu Beſchwet, Schimpf und Spott richten 
ſollte, ſei leicht zu ermeſſen;“ zu dem ſei die Landſchaft Kläger, konne alſo nicht Richter 
fein. Sie drangen darauf, daß des Herzogs jus regale und jurisdictionis nicht geſchmä⸗ 
lert werde. Die Landſchaft war aber nicht nur mit den früheren, von den Commiſſa— 
rien bereits caſſirten, ſondern auch mit vielen neuerdings von den Regiments räthen ers 
theilten Verſchreibungen unzufrieden. So waren wieder einige Tauſend Gulden Gna— 
dengebalte und mehrere liegende Gründe erblich vergabt; Caspar Faſold hatte Kreujburg 
(Skalichs Herrſchaft) erhalten; einige Aemter, wie das des Kämmerers, waren doppelt 
beſetzt. Ueberhaupt ſchien die Finanzwirthſchaft nicht viel gebeſſert: man konnte endlich 
nicht umhin, die Verſchwendungen der Herjogin und den Aufwand des Frauenzimmets 
überhaupt zu rügen; es mißfielen die zahlreichen Ausſpeiſungen, die Menge der Hand: 
werker, die der Hof hielt; wozu zwei Baumeifter? fragte man. In alle dem waren zum 
Theil Vorwürfe gegen die Regimentsräthe, welche ſchon die alten Beſchwerden hätten 
abſtellen, vielmehr noch die Veranlaſſung zu neuen abſchneiden ſollen. Die Stände 
verlangten, ſie ſollten die Futterzettel und das Verzeichniß aller Perſonen, die bei Hofe 
fungirten vor die Hand nehmen, und was ſich abſchaffen laſſe, hinwegtbun. Die Re: 
gimentsräthe geſtanden zu, daß manches anders hätte angegriffen werden ſollen. 


Während dieſer Verhandlungen langten die Königlichen Kommiſſarien an. Sie 
nahmen gegen die Regimentsräthe einen ziemlich berrifhen Ton an. Sie erklaͤrten 
unter andern: die Subjection des Landes habe dem Könige große Koſten verurſacht, es 
ſei nöthig, nun auch Maßregeln zur Erhaltung der Ordnung zu ergreifen; der Konig 
babe gehofft, nach der Beſtrafung der Ruheſtörer ſollte es im Lande beſſer ſtehen, ber 
finde aber, daß es noch ärger ſtehe als zuvor; und ließen ſelbſt die Aeußerung fallen, 
es koͤnne wohl dahin kommen, daß der Konig noch bei Lebzeiten des alten Herzogs einen 
Gubernator in Preußen ſetze. Die Regimentsräthe, welche ſicherer daſtanden als vorhin 
die Scalichianer, fügten ſich ihnen freilich nicht unbedingt; es ſchien ihnen z. B. ein 
Eingriff in die Regalien des Herzogs, als die Commiſſarien genau zu wiſſen verlangten, 
welche Perſonen für die erledigten Aemter beſtimmt ſeien oder beſtimmt werden ſollten, 
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oder als fie darauf drangen, daß dem jungen Herrn ein Hofmeiſter in Stelle des abge— 
ſetzten gegeben werde, und genügten dieſen Forderungen nicht. Die Stände, welchen 
die Hülfe der Commiſſarien, wie im vorigen Jahre gegen die Skalichiauer, ſo jetzt ge— 
gen deren Nachfolger die Regimentsräthe zu Gute kam, füblten ſich doch durch ihre Einmi— 
ſchung beengt und wie ſich dieſes Gefühl ſchon durch einzelne Aeußtrungen in Heiligen— 
beil kund gegeben hatte, fo ſuchten fie auch jetzt die Regimentsrälhe durch die Vorſtel— 
lung zur Nachgiebigkeit zu bewegen, wie viel beſſer es geweſen wäre und noch wäre, 
wenn die in den Receſſen gegebenen Verſprechungen ohne Mitwirkung der polniſchen 
Commiſſarien erfüllt worden wären. 


Ein Privilegium und zwei neue Receſſe waren die hauptſächlichſten Reſultate 
dieſes Landtages.!) Das erſte, über der beiden Biſchöfe Sitz und Beſoldung, welches 
vom 16. Juni 1567 datirt iſt, wies dem ſamländiſchen Biſchofe das zu dieſem Zweck 
erbaute Haus neben dem kneiphöſiſchen Dom, dem pomeſaniſchen das Schloß Liebemübl 
zur Reſidenz au. Der erſtere wurde mit einem Gehalt von 3000 Mark ausgeſtattet, der 
letztere erhielt zwar nur 1500 Mark, aber daneben das Amt Liebemühl mit ſeinen Ein— 
fünften und Gerechtigkeiten, von denen ſich der Herzog nur wenig reſervirte. Polentz 
hatte ſich mit einem Gehalte von 1500 Mark ohne ſolche Nebeneinnahmen begnügt, 
(von welchen er ſeit 1541 noch 100 Mark für die hohe Schule freiwillig bingab) 
und der Herzog hatte bei den erſten Berathungen über die Regimentsnotel dieſe Summe 
für die Zukunft noch zu mindern und auf 1000 Mark feſtzuſetzen gewünſcht; als er 
1565 Gelegenheit fand, auf die Sache zurückzukommen, gedachte er den Gehalt beider 
Biſchöſe gleichmäßig auf 1500 Mark (1000 Gulden) feſtzuſetzen. Die Stände wünſchten 
dagegen von jeher, daß der Gehalt der Biſchöfe fo hoch als möglich geſtellt würde, weil 
fie hierin eine Bürgſchaft ſahen, daß ibnen auch im übrigen nichts an ihrer Dignitaͤt 
und von ihrer geiſtlichen Hoheit entzogen würde. Jetzt hatten ſie dieſes Ziel erreicht. 
Sie hatten in ihrem Eifer, das Anſehn der Biſchöfe zu vermebren, noch einige andere 
Anträge gemacht; daß die Synoden auf Koſten des Herzogs nicht der Biſchoͤfe gehalten, 
daß in Ermangelung eines Biſchofs dem andern in beiden Sprengeln die plenaria po- 
testas gelaſſen würde, und daß der Herzog und die Regimentstäthe ſchuldig fein ſollten 
in allem demjenigen, was durch eine General- oder Particular- Synode beſchloſſen wäre, 
die Exekution nicht zu verweigern, worüber ſie ein eigenes Privilegium erbaten. Dieſes 
Privilegium wurde nun zwar nicht ausgeſtellt, doch erhielten die Stände erneute Zuſiche— 
rungen darüber, daß den Viſchöfen ihre geiſtliche Jurisdiction nicht geſchmälert werden ſollte. 


— — 


') Privilegien der Stände des Herzogthums Preußen. Fol. 84 90. 


Die Unterhandlung mit Morlein und Chemnitz wurde der Landſchaft überlaſſen, die ſich 
dabei ſo eifrig zeigte, daß ſie ſogleich 2000 Thlr. zum Anzuge für dieſelben auswarf, und 
den Obermarſchall veranlaßte, in ihrem Namen dieſerhalb nach Braunſchweig abzugeben. 


Von den beiden Receſſen, die am 5. Juli unterzeichnet und am 14. deſſelben 
Monats von den polniſchen Commiſſarien confirmirt wurden, enthielt der eine einen 
Vergleich zwiſchen dem Herzoge — oder beſſer den Regimentsrätben — und der ganzen 
Landſchaft; der andere war den Städten Königsberg übergeben. Sie enthielten vorzüglich 
eine Erneuerung der früheren Verſprechungen und Zuſicherungen des Herzogs, ſo weit 
ſie noch nicht erfüllt waren. Es war fuͤr die Stände allerdings von Wichtigkeit, daß 
die Regimentsräthe zur Erfüllung derſelben abermals verpflichtet wurden, aber wichtiger 
wäre es geweſen, wenn überall ſofort die Exekution erfolgt wäre, die nun doch großen— 
theils einer ungewiſſen Zukunft anheimſiel. Wie wenig die Stände über dieſelben ers 
freut waren, läßt ſich ſchon daraus entnehmen, daß die von den Regimentsräthen drin: 
gend verlangte Geldbewilligung keineswegs darauf erfolgte. Das Burggrafenamt war 
auf dringende Verwendung der polniſchen Commiſſarien Chriſtoph von Kreuz übergeben, 
der es in früheren Zeiten ſchon einmal verwaltet, ſpäter aber mit andern ſich nach Po— 
len begeben, und dort das Intereſſe des Königs gewonnen hatte. Vortheilhafter als der 
Receß der Landſchaft war noch der der Städte, welche im vorigen Jahre wenig Troft 
erhalten hatten, nun aber einige günſtigere Beſtimmungen, beſonders über ihre Forderungen 
an den Herzog wegen Schadenerſatzes und über die Fiſcherei und den Fiſchhandel erlangten. 


Der Antheil, den die polniſchen Commiſſarien an dieſen neuen Receſſen batten, 
war nicht ſehr bedeutend. Die ſchwierigſten Punkte waren faſt eben fo unbeſtimmt ge« 
blieben als früher, da ſie ſelbſt ſich nicht im Stande fühlten, über mehrere derſelben eine 
kurze und bündige Entſcheidung zu geben. Die Einmiſchung in die geistlichen Angele— 
genheiten lehnten ſie ausdrücklich ab, indem ſie erklärten: der König babe die Verbrei— 
tung der augsburgſchen Confeſſion in Preußen zwar geduldet, fühle ſich aber nicht be— 
rufen, zue Auftechterhaltung derſelben etwas zu thun; nur aus Rückſicht auf die Zeit— 
umſtände gebe er zu, daß ſie der öffentlichen Ruhe und des gemeinen Friedens wegen 
von der Regierung des Landes ethalten werde. Noch auf ſpäteren Landtagen beſchwer⸗— 
ten ſich die Commiſſarien, „daß fie ausgeſchrieen, als hätten fie die Biſchöfe und die 
Religion beſtätigen helfen, da fie doch dagegen proteſtirt, (dies kann ſich nur auf die 
angeführte Erklärung beziehen) item mit dem geiſtlichen nichts zu tbun, ſondern dem 
weltlichen gehabt; fie wären auch allein der polttiſchen nicht geiſtlichen Sachen halber 
in's Land geſchickt.“ 
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Ganz vorzüglich rechneten die Stände auf die Hülfe der Commiſſarien in Be: 
treff der Caſſation unverdienter Verſchreibungen; fie erklärten ihnen geradezu, da den 
Loitzen und Krakauen auf ihre durch die General-Caſſation doch für ungültig erklärten 
Briefe 30,000 Thlr. angewieſen ſein, und Conſtantin Ferber, wie man höre, auf den 
ſeinen die Pfandſchaft des Amtes Soldau erhalten ſollte, daß, wer dazu gerathen, es ſeien 
einige oder alle Regimentsräthe, dieſen Schaden erſetze. Aber in dieſem Punkte gerie— 
then die Commiſſarien ſelbſt in Verlegenheit; fie hatten die Reviſion der im allgemeinen 
caſſirten Verſchreibungen angeordnet, ohne ſich über die Art und Weiſe zu erklären, wie 
dieſelbe zu vollziehen ſei. Ueberdies wurden ſie durch die Menge der Verſchreibungen, 
welche neu zu Tage kamen, wohl auch durch manche damit verbundene Entdeckungen, 
überraſcht. Sie verſchoben daher die Reviſion auf gelegnere Zeit und bis auf weitere 
Information des Königs. Die frühere Caſſation wurde dabei zwar beſtätigt, aber mit 
einer Einſchränkung, die wohl abſichtlich zweideutig und dunkel abgefaßt iſt; die Ver— 
ſchteibungen, von denen man auf dem vorigen Landtage keine Kenntniß gehabt hatte, 
ſollen in der Kraft und Bedeutung beſtehen, welche ihnen auf dem gegenwärtigen Land— 
tage hätte gegeben werden müſſen! Auch verboten ſie, daß während der Schwäche des 
alten und der Minderjährigkeit des jungen Fürſten keine unnöthige oder unerlaubte Ver— 
ſchreibungen ertheilt würden; die Zuſicherungen, welche zur Zeit der Scalichianer dem 
Herzog Johann Albrecht von Meklenburg gemacht waren, erklärten fie im Beſonderen 
für nichtig.!) . 


In allen dieſen Verhandlungen hatten die polniſchen Commiſſarien natürlich 
unausgeſetzt den Vortheil Polens im Auge. So machten ſie auch noch einige Anträge, 
die ganz dieſem Intereſſe angehörten. Sie verlangten von der preußiſchen Regierung 
eine Beihülfe an Gelde, da der König in fortwährenden Kriegen min den Tartaren, 
Rufen und Schweden verwickelt war. Die Regimentsräthe trugen dieſe Forderung den 
Ständen an, aber diefe entſchuldigten ſich durch den Mangel der Vollmachten. Ferner 
verlangten die Commiſſarien von den Ständen, daß die vor zwei Jahren den Fürſten des Chur— 
hauſes Brandenburg geleiftere Erbhuldigung (die fie ſchon 1566 für nichtig erklärt hatten) 
geradezu aufgeſagt, und die von denſelben eingeſchickten Urkunden der Gegenverſicherung 
die den Ständen kurz zuvor in Heiligenbeil übergeben waren, wieder zurückgeſtellt wür— 
den. Auch dem entzog ſich der Landtag mit Berufung auf des Königs eigene Entſcheidung. 


Die Vortheile, welche Polen aus ſeinen unmittelbaren Eingriffen in die preu— 
ßiſchen Angelegenheiten zog, ausführlich zu verfolgen iſt hier nicht der Zweck, da fie die 


) Wgl, Dogiel Cod. dipl, Pol. T. IV. p. 378. er 
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ſtändiſchen Verhältniſſe Preußens nicht immer unmittelbar berühren. Doch können wir 
eine Erklärung der Commiſſarien nicht unerwähnt laſſen, durch welche das Land in große 
Beſtürzung verſetzt, und die als Vorläufer bedeutenderer Eingriffe in die Rechte und 
Freiheiten des Landes gefürchtet wurde. Es war die Interpretation des in den preu— 
ßiſchen Landesakten oft vorkommenden Wortes Einzögling (indigena); Einzögling ſollte 
jeder ſein, der im Lande Beſitzungen habe. Dieſe Erklärung hätte die Vorrechte der 
Eingebornen vor Fremden faſt mit einem Schlage aufgehoben und mehreren Privilegien 
des Landes ihre Bedeutung genommen. Gegen einen ſolchen Eingriff konnte man ſich 
nur durch eine Proteſtation vertheidigen. 


Der Zweck des Landtags war nicht einmal halb erreicht; weder des Herzogs 
Lage war gebeſſert, noch der Wunſch der Stände befriedigt. Der Herzog berief daher 
ſehr bald einen neuen Landtag, wieder nach Heiligenbeil, mußte ihn aber wegen der eben 
ausbrechenden Peſt verſchieben und beſchied ihn dann auf den 26. Januar 1568 nach 
Raſtenburg. Er ſelbſt konnte denſelben, da er nur ſelten das Bett verlaſſen durfte, nicht 
mehr halten. Die vier Regimentsräthe und Doctor Jonas ſollten ihn vertreten; aber 
auch von dieſen erſchienen nur Hans Jakob Truchſes der Landhofmeiſter, Chriſtoph Kreuz 
der Oberburggraf und acht Tage nach dem Beginn der Verſammlung Johann Kreuz 
der Kanzler. 


Es war der letzte Landtag den Albrecht erlebte. Wie viel war da nicht noch 
zu ordnen! Gar kläglich wurde die Finanzverlegenheit des Herzogs geſchildert, deſſen 
Einkünfte durch zahlreiche Verpfändungen geſchmälert, kaum zur Verzinſung feiner Schul: 
den hinreichten. Nun ſollte auch noch für Polen eine Summe aufgebracht werden. — 
lleber die Caſſation der Vegnadigungen war man auf dem vorigen Landtage zu feinem 
Schluß gekommen; über die Sache der Loitzen und Krakauen war nicht entſchieden. 
Wobeſer drohte das Land in Gefabren zu ſtürzen; er hatte ſich erſt an den König von 
polen gewandt, der feinen Geſuchen nicht abhold geweſen war; dann hatte er fein Recht 
bei dem kaiſerlichen Kammergericht verfolgt und der Herzog ſammt mebreren ſeiner Un— 
terthanen waren von demſelben citirt. Der Colm und die Landesordnung waren noch 
immer nicht gedruckt. Die Profeſſoren der Univerſität hatten auf dem letzten Landtage 
mancherlei Anträge zur Verbeſſerung der Hülfsmittel und zur Reſtauration derſelben 
überhaupt vorgelegt. Die Einführung der langerſehnten Kirchen- und Viſitationsord— 
nung erforderte neue Berathungen. Die Erklärung des Wortes Einzögling durch die 
polniſchen Commiſſarien erregte noch große Bedenken. 


Kaum hatten fi die Deputirten verſammelt, als fie einen Brief von den frü— 
heren polniſchen Commiſſarien empfingen, die ihre Mißbilligung über die Berufung dies 
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ſer Tagfahrt ausſprachen. Sie wandten ſich an die Regimentsräthe mit der Bitte, ihn 
dem Herzoge zu überſchicken und deſſen Beſcheid einzuholen. Der Landhofmeiſter eröff— 
nete ihnen, daß auch ſie ein Schreiben von den Commiſſarien erhalten hätten, darin ſie 
„mit barten und faſt beſchwerlichen Worten“ beſchuldigt würden, „als ſollte F. D. von 
dieſem Landtage nichts wiſſen, denn ſie wüßten ihrer F. D. Gelegenheit wohl; und die 
Regimentsräthe denſelben allein treiben ſollen, verbieten denſelben zu halten, erinnern 
uns an die Receſſe, ſagen von großer Uneinigkeit, die unter der Landſchaft ſei, darum 
ſie dabei ſein wollten; doch wäre es auf diesmal ihre Gelegenheit nicht, ſondern wir 
ſollten den Landtag aufſchreiben; wo nicht und da K. M. daraus Unheil entſtände, 


ſollten wir dafür antworten.“ 


Man ließ ſich durch dieſe Weiſung nicht ſtören; wenn man aber wieder mit der 
Reviſion der abgeſtellten Beſchwerden anfing, fo war kein beſſerer Erfolg zu erwarten, 
als auf dem vorigen Landtage. Dies zu verhüten, hatten die Regimentsräthe den Druck 
der Landesordnung, über welche der Adel und die Städte ſo ganz verſchiedener Anſicht 
waren, zu einem Hauptgegenſtande der Berathung gemacht. In der That ließ ſich der 
Adel durch die Hoffnung, endlich in dieſer ſo wichtigen Angelegenheit, zu einer günſti— 
gen Entſcheidung zu gelangen, blenden, und war nahe daran, feine Verbindung mit den 
Städten aufzugeben. Es ſchien ſowohl ihm als den Städten eine Lebensfrage, wie die 
Beſtimmungen über Kaufen und Verkaufen, beſonders über den Getreidehandel und über 
die Preiſe, welche die Handwerker fordern dürften, und über das entlaufene Geſinde ges 
flellt wurden. Die Städte fürchteten, was der Adel hoffte, und proteflirten gegen feine 
Abſonderung von ihnen, da die Verbindung zwiſchen Adel und Städten alt und her— 
koͤmmlich und überdies vor kurzem feierlich erneuert und trotz des Drängens der Näthe 
treulich gehalten ſei. Die Regimentsräthe machten dem Adel den Antrag, man möge 
ſich nicht in zeitraubenden Schriftwechſel, der bei den Vorfahren nicht in Gebrauch ge— 
weſen, ſondern erft neulich aufgekommen fei, einlaſſen, ſondern freundlich und nachbar— 
lich mit einander berathen, aber am Ende doch vergebens. 


Die Reihenfolge, in welcher man die Vorlagen bearbeitete, war in den meiſten 
Fällen gleichgültig, doch lag an derſelben viel, wenn die Gegenſtände der Erörterung in 
ſolchem Wechſelverhaltniß ſtanden, wie die Geldbewilligung und die Landesordnung. Um 
ganz ſicher zu gehen, wollte der Adel, daß die Landesordnung zuerſt vorgenommen werde. 
Aber die Städte, welche eben das fürchteten, verwarfen eine ſo willkührliche Verände— 
rung der Reihenfolge der Propofitionen als Neuerung und ſetzten es durch, daß alle 
auf einmal begutachtet würden, ſofern nicht in einzelnen durch die Umſtände ſelbſt Auf: 
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ſchub noͤthig gemacht würde. Die Hauptſache war, daß die Fragen über die Landesord— 
nung und die Contribution nicht getrennt wurden. 


Das erklärten alle einſtimmig, daß das Land in feiner jetzigen bedrückten Lage 
weder dem Könige von Polen die verlangte Unterſtützung bewilligen, noch die Hürfs— 
mittel der Univerſität vermehren könnte. Für den Herzog aber riethen Herrſchaft und 
Landräthe eine Steuer zuſammenzubringen, da man endlich und zuletzt doch ſolche Laſt 
mit höherer Beſchwerde würde auf ſich nehmen müſſen. In dem Autrage ſelbſt war eine 
Steuer vorgeſchlagen, 15 Groſchen von der beſetzten, hald ſo viel von der unbeſetzten 
Hufe von der Landſchaft, ein Verhältnißmäßiges von den Städten, ſogleich, und der 
Bierpfennig auf ſechs Jahre. Eine ſo hohe Forderung ermäßigte ſchon der erſte Stand: 
die Hufenſteuer ſollte auf zwei Jahre vertheilt, im erſten 5, im zweiten 10 Groſchen 
erhoben, dabei aber die Vorwerke der Edelleute verſchont, die Städte eben mäßig belegt 
und der Bierpfennig auf vier Jahre bewilligt werden. Der Reſt früherer Anlagen und 
der Ertrag der Contribution des erſten Jahres ſollte dem Herzog unmittelbar zur Be— 
ſchaffung der nothwendigſten Bedürfniſſe überwieſen, alles übrige in die Kaſten gelegt 
und durch eine Commiſſion von zweien von der Herrſchaft, zweien von Adel, und zweien 
von den Städten zur Bezahlung der Schulden und Einloͤſung der Aemter verwandt 
werden. Ueber die Landesordnung ſollte man die Einwände der Städte zwar verneh— 
men, wie ihnen auf dem letzten Landtage verſprochen ſei, aber, wenn ſie es wieder zu 
keiner Einigung kommen ließen, den Herzog bitten, dieſelbe ohne weiteres ſeinem jus 
condendi leges gemäß einzuführen. Endlich ſollte die Landſchaft proteſtiren, daß ſie 
ihre Zuſage nur für den Fall, daß die Landesordnung wirklich gegeben werde, gethan habe. 


Der Adel war im Ganzen derſelben Meinung, wie der erſte Stand, aber er 
ermäßigte die Anlage noch mehr: er wollte die Hufenſteuer auf 10 Groſchen herabſetzen, 
und nur in dieſem Jahr zahlen, die Dauer der Erhebung des Vierpfennigs auf drei 
Jahre beſchränken. Dem Herzog ſollte unmittelbar fo viel überwieſen werden, als ihm 
der erſte Stand zugedacht hatte. War der Adel durch die beantragte Exemtion der Rit— 
tergüter den Städten gegenüber ſchon günſtig gestellt, fo verlangte er nun noch, daß die 
Städte nicht nur ihre liegenden Gründe, ſondern auch ihre Baarſchaft ebenmäßig belegen 
ſollten.) 


Man konnte den Widerſtand der Städte vorausſehen. Sie hatten ohnehin die 
meiſten Beſchwerden: Königsberg glaubte ſich gefährdet, da der Gang vom Schloß nach 
der altſtadtiſchen Kirche und ein Thor der Mauer gegen alle bisherigen Vorſtellungen 


) Auch vom Branntwein ſollte der zehnte Pfennig gezahlt werden, 


E = 


noch in der Gewalt des Herzogs war. Es war nicht zu leugnen, daß nach dem bisheri⸗ 
gen Steuerſyſtem ſie immer am ſchwerſten belegt wurden. Die Edelleute waren von der 
Bierſteuer durch Exemtion für den eigenen Bedarf befreit, und doch wurden die Städte 
zu den Kriegsdienſten, mit welchen jene Exemtion gerechtfertigt wurde, faſt ebenſoſehr 
beläftige ; fie konnten dafür den letzten Marienwerderſchen Zug anfuͤhren, und daß die 
Städte, wenn der Feind im Lande ſei, dem Adel Zuflucht und Schutz gewähren müßten. 
Dazu kam, daß die Bürger ohnehin Grundzins zahlten, von dem die Güter des Adels 
frei waren; endlich der Mißbrauch, der durch die Exemtion bemäntelt wurde. Aehnlich 
war es mit der Contribution; ein Edelmann konnte 60 bis 100 oder noch mehr Hufen 
baben, und zahlte doch nur für ſeinen eigenen Hof, (Vorwerk) zu dem viellelcht nur 12 oder 
15 Hufen gehörten. . Das übrige fiel nicht ihm, ſondern den Bauern zur Laſt. Und 
wie ungewöhnlich hoch war die jetzt verlangte Steuer. Der Gegenvorſchlag der Städte 
enthielt faſt auf jede Zumuthung, die der Adel den Städten gemacht hatte, die Erwie— 
derung? Herrſchaft, Adel und Freie ſollten für jede Hufe ſowohl ihrer Vorwerke als die 
andern 10 Groſchen, und aus ihrem Beutel von 100 Mark ebenfalls 10 Groſchen, die 
Bürger von dem Werth der liegenden Gründe, und nur diejenigen, welche keine liegen— 
den Gründe hätten, von ihrem Vermögen 10 Groſchen von 100 Mark geben. Ebenſo 
follten die Baueru nach ihrem Vermögen ſteuern, 10 Groſchen von 100 Mark; wären 
fie, eines geringen Vermögens, 10 Groſchen vom Kopf. Daneben ſollten alle ohne Aus⸗ 
nahme den Vierpfennig ein Jahr lang zahlen. Auch die Städte wollten dieſe Anlage 
nur bedingt zugeſagt habenz die Bedingung aber war der des Adels gerade entgegengeſetzt; 
nämlich, daß die Landesordnung, die ſchon zweimal ohne der Städte Mitbelieben !) in 
Druck gegeben ſei und jetzt in einer gefährlicheren Abfaſſung als je vorliege, dahin ab— 
geändert werde, daß die Rechte und Freiheiten der Städte nicht beeinträchtigt würden, 


Die Städte hatten einen jo entſchloſſenen Ton angenommen, daß der Adel, ob, 
wohl die Landrätbe nicht ſo geſonnen waren, einzulenken für nöthig hielt. Er forderte 
fie in gefälligen Worten zur Einigung auf, obne jedoch von der Landesordnung, die 
ja auch den Städien nicht fo ſchädlich ſei, wenn fie nur von ihren Einbildungen laſſen 
wollten, abzugehen. Der Erfolg davon war nur, daß die Städte die Befreiung des 
Adels von dem Bierpfennig nach dem Herkommen nicht antaſten wollten, wenn er ſelber 
die Mittel weiſe, wie man dem Unterſchleife wehren könne. 


Man rückte dadurch einander nur wenig näher und es war kein Vergleich 
abzuſehen, fo lange noch von der Einführuug der Landesordnung geſprochen wurde. 


— 0 20.0 
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Der Adel erkannte wohl, daß eine Kandesordvung, welche der Herzog vermöge feines 
jus condendi leges einführte, nicht in Kraft werde bleiben können. Sie mußten den 
Staͤdten wohl beiſtimmen, wenn dieſe jenes Recht des Herzogs dahin erklärten, allerlei 
Ordnungen und Satzungen zu machen, infofern fie den alten Rechten nnd Freiheiten 
nicht widerſprächen. Es kamen mancherlei Dinge zur Sprache, in welchen ſie mit den 
Städten gegen die Land, und Regimentsräthe opponirten. Der Obermarſchall ſuchte 
durch ſeine Fürbitte einem guten Freunde, gewiſſen geſetzlichen Beſtimmungen zuwider, 
das Amt Holland zu verſchaffen. Man behauptete, Adel und Städte hatten auf dem 
vorigen Landtage die Einlöſnng des Amtes Liebemühl, welches dem pomeſaniſchen Bir 
ſchofe als Reſidenz angewieſen werden follte, verſprochen. Adel und Städte widerſetzten 
ſich dem Geſuche des Obermarſchalls und leugneten das Verſprechen, doch wollten ſie 
10,000 Gulden zur Einlöſung des Amtes aus freiem Willen hergeben. So wurde zus 
letzt die Einigkeit zwiſchen dieſen beiden Ständen noch hergeſtellt. Die Städte willig ten 
in die Exemptionen des Adels, wogegen dieſer die Minderung der Säge zugab und die 
Forderung wegen der Landesordnung wenigſtens einſtweilen ausſetzte. Was fie dann 
bewilligten, bewilligten ſte abermals nur unter einer Bedingung. 


Es war die Steuer von den Hufen und den liegenden Gründen der Städte, 
10 Groſchen von 100 Mark und der Bierpfennig auf ein Jahr. Die Vorwerke und 
der Tiſch der Edelleute blieben frei. Einen Theil ſollte der Herzog gleich bekommen. 
Zugleich legten fie ihre Veſchwerden wegen Nichterfüllung einzelner Artikel der Receſſe 
vor, über die Mängel in der Beſetzung der Aemter, über unnöthige Beſoldungen, ex— 
practiſirte Begnadigungen (Albrecht Truchſes hatte ſich in den Beſitz von Kreuzburg ge— 
ſetzt), Duldung von Perfonen, die der Religion halber verdächtig wären; unter dieſen 
Beſchwerden kam auch die vor, daß Kolm und Landesordnung noch nicht gedruckt ſeienz 
die Städte fanden noch eben fo viel Mängel an der Erfüllung ihrer Receſſe. Die Br: 
dingung, unter welcher nun jene Steueranlage bewilligt wurde, war, daß die Regi— 
mentsräthe ſich ſchriftlich dazu verpflichteten, dahin zu wirken, daß alle Rechte der Stände 
laut Briefen und Siegeln erhalten und ihre Beſchwerden bis Michaelis des Jahres ab— 
geſtellt würden. 


Das Mittel, welches die Regimentsräthe ergriffen hatten, um eine Geldbewil— 
ligung auszuwirken, reichte zu, um die Stände zu einem Zugeſtändniß zu bewegen, dem 
fie nur in der beklemmenden Ausſicht, ihre künftigen Laſten zu vermehren, ſich noch ti— 
nige Zeit hätten entziehen können. Wenn es aber im Anfange den Anſchein hatte, als 
würden die Städte in die Enge gerathen und empfindliche Einbußen erleiden, ſo zeigte 
vielmehr der Erfolg, mit welcher Feſtigkeit ſie ihre Rechte zu wahren wußten. 


Der 
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Der Herzog hatte manche Demüthigung erfahren, in den Kämpfen, in welche 
ihn ſeine Günſtlinge verwickelten. Die vollſtändigſte aber war die in dem Streite über 
die kirchlichen Angelegenbeiten. Mochten die weltlichen Intereſſen die Stande in Par— 
teien ſpalten: hier ſtanden fie für einen Mann. Eine Synode im Mai 1567 hatte die 
Lehren der augsburgiſchen Confeſſion in der repetitio corporis doctrinne als das öffent, 
liche Glaubensbekenntniß des Landes zuſammengeſtellt; jetzt legten die beiden Biſchöfe 
die neue Viſitationsordnung vor, und verhießen ſobald als möglich auch die neue Kir— 
chenordnung, über welche einiges auf dieſem Landtage feſigeſetzt wurde, !) auszuarbeiten, 
was noch in demſelben Jahre geſchah. Der Herzog ſetzte dieſen Beſtrebungen kein Hin. 
derniß mehr entgegen; vielleicht, daß er ſelbſt an feiner früheren Ueberzeugung irre ward, 
gewiß iſt, daß er erkannte, auch die Vorſtellungen der Gegenpartei könnten aus tiefſter 
lleberzeugung quellen. Die Biſchöfe legten die Viſitationserdnung zunächſt ihm und feis 
nen Raäthen vor; er ſelbſt wies fie an den Landtag. „Und haben ihre F. D.,“ berich— 
tete Morlein den Ständen, „daß ich ſelbſt geſehen und mit Wahrheit nachſagen kann, 
als der getreue und wohlmeinende Landesfürſt zu ſolchem Werk mit weinenden Augen, 
gefalteten Händen, und herzlichem Seufzen, von Gott dem Allmächtigen Glück, Heil und 
Segen gewünſcht; auch angezeigt, ihre F. D. mit ihrem innigen chriſtlichen Gebet nicht 
weit von uns ſein und den lieben Gott, daß derſelbe mit in unſerem Rath und Mittel 
ſeie, die Gemüther, daß das beſie und nützeſte zu ſeinen göttlichen Ehren verhandelt und 
geſchloſſen werden möchte, führen und regieren wollte, anzurufen nicht unterlaſſen wolls 
ten. Darauf ihre F. D. mit Thränen beſchloſſen, wenn ſolches geſchehen, wollten ſie 
dem lieben Gott ihren Geiſt um ſo viel lieber und fröhlicher aufgeben.“ 


Die Schwäche des Herzogs wurde von Tage zu Tage fühlbarer. Schon auf 
dem letzten Landtage zu Königsberg gingen die Stände ſo weit, den Regimentsräthen 
den Antrag zu ſtellen, (17. Mai 1567) daß ſie, da das Hofgericht ohne lange Verzöge⸗ 
rung der Sachen entſcheiden müſſe, den Herzog bitten möchten, daß er ſich nunmehr zur 
Ruhe begebe, aller Händel äußere und entſchlage und den grordneten Regiments- und 
Hofräthen in den gerichtlichen und andern ſchweren Handeln männiglich ihren Eiden, 
pflichten und Gewiſſen nach, die billige justitiam zu adminiſtriren überweiſe. Man hätte 
einen ſolchen Vorſchlag vielleicht von den Regimentsrälhen ſelbſt erwartet; aber dieſe 
verweigerten es im Gegentheil beharrlich; ſie könnten den Herzog nicht bitten, ſich der 
Geſchüfte zu entſchlagen, ja fie wollten bei Lebzeiten Albrechts nicht einmal Regiments» 
räthe genannt werden, „da er noch kein Kind, ſondern vollkommen bei Vernunft und 
Verſtande ſei.“ Ohne Zweifel war es ihnen bequemer unter feinem Namen zu herrſchen. 


) Hiedurch werden Hartknochs Zweifel Kirchen⸗Hiſtorie S. 4*³ erledigt. 


Einen andern Vorſchlag, der aber auf dieſelbe Verlegenheit weiſt, machten zu Raſtenburg 
die Landräthe. Der Sohn des Herzogs, Albrecht Friedrich, obwohl noch ſehr jung, — 
er war 1553 geboren — war dech ſchon hin und wieder zu Staatsgeſchäften gezo— 
gen, wie er z. B. im Jahre 1566 bei Eröffnung des Landtags die Stelle ſeines Vaters 
eingenommen hatte, während der Canzler das Wort führte. So erwarteten nun die 
Landräthe die Löſung der ſchwierigen Frage über die Caſſationen von Albrecht Friedrich, 
den fie daher tiefer in die Staatsgeſchäfte einzuweihen wünſchten. Sie ſchlugen vor, da 
man zur Veilegung jener Angelegenheit ſobald nicht gelangen werde, den Herzog zu bit— 
ten, daß er die Veräußerung der ſeit dem Marienwerderſchen Zuge vergebenen Güter 
verbiete und den jungen Herrn allmählig an feiner Statt zum Regiment ziehe, „daß 
ſ. F. G. mit in Rathſchlägen ſäße und ſchließen hülfe, jedoch was wichtige Händel ans 
langt, nicht ohne Rath F. D des alten Herrn, damit man alſo von Tage zu Tage den 
Händeln näher rücke „und endlich die Caſſation durch rechtliche oder andere dem Herrn 
und dem Lande zum wenigſten beſchwerliche Wege fortſtellen und an dem jungen Herrn 
ſo viel mehr Hülfe, Fußes und Rücklehnung haben möchte. Ob dieſe Bitte dem Her— 
zog vorgetragen ſei, finde ich nicht, aber das beſchloſſen die Stände, dem Prinzen ein 
Geſchenk an Silbergeſchirr, deſſen Koſten von der zu bewilligenden Contribution beſtrit— 
ten werden ſollten, zu überreichen. Er nahm es an, bat aber vor allem, der Noth ſei— 
nes Vaters abzuhelfen, lieber wollte er bis dahin aus Zinn und hölzernen Gefäßen eſſen. 


Preußen ging noch einer ſchweren Zeit entgegen; die tiefe Verſchuldung des 
Herzogs heiſchte noch manches Opfer; wenn der alte Herzog ſtarb, was konnte man von 
der vormundſchaftlichen Regierung für ſeinen Sohn erwarten? Und ſollte Polen die 
Vortheile, die es bereits errungen hatte, ſich ſo leicht wieder entreißen laſſen? „So 
lange uns der alte löbliche Fürſt lebt,“ ſagte der Kanzler, „ſind wir vieles Unglücks 
überhoben. Stirbt uns der ab, fo tröſte uns alle Gott: denn was für Zeitung noch 
neulich vom polniſchen Hofe einher geſchrieben, mögen und dürfen wir nicht ſagen. Gott 
wolle ſteuern und wehren.“ 


Albrecht ſtarb am 20. März 1568 und hinterließ die Herſchaft dem minderjäb⸗ 
rigen Albrecht Friedrich, für welchen die Regimentsräthe die Vormundſchaft führen fell- 
ten. Es war nicht vorauszuſeben, daß dieſe zunächſt folgende Periode der Minderjäh— 
rigktit des neuen Herzogs dem Lande Segen bringen würde und in der That häufte ſich 
an derſelben alles Uebel. 


Die Vormünder hatten keine leichte Aufgabe vor ſich, wenn fie die Stände voll⸗ 
ſtändig befriedigen und die Ordnung in allen Theilen der Verwaltung wiederherſtellen 
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wollten; auch der kräftigſten Regierung würde es Muͤhe gekoſtet haben, alle Spuren der 
Aahello len letzten fünf Jahre zu verwiſchen. Um wie viel ſchwieriger war dieſes, da 
diejenigen, welchen nun die Gewalt in Handen gegeben war, einen Theil der Schuld 
ſelber trugen und die Neigungen, durch welche fie an dieſer Schuld beitheiligt waren, 
um ſo freiere Bahn hatten, da es nun Niemand gab, der ſie hätte hemmen können. 


Bald nach dem Tode des Herzogs hielten ſie den erſten Landtag, der zu Heili⸗ 
genbeil am 13. Juni 1568 eröffnet wurde. Der Tod des Herzogs machte an ſich eine 
Berathung mit den Ständen nöthig; beſonders weil das Teſtament vorgelegt und die 
Mittel zur neuen Belehnung des hinterlaſſenen Prinzen herbeigeſchafft werden mußten. 
lleberdies wurden wieder die polniſchen Commiſſarten erwartet, zur Unterſuchung der 
alten Schäden; den Regimentsrätben aber kam es beſonders darauf an, ſich für die Zus 
tunft zu decken; daher wollten fie „ſich mit einer ehrbaren Landſchaft als den rechten 
Vormündern, auf alle Fälle und aus allerband Händel zur Regierung gebörig unterre— 
den und ſie berichten, wie des verſtorbenen Herzogs Gelegenheit an Schulden und ande— 
rem im Teſtament und ſonſt gefunden, damit hinterher den Regenten keine Schuld in 
dem Falle beizumeſſen und dieſelben, wie ſie ſich zu verhalten und auch zu einer ehrbaren 
Lindſchaft zu verſehen und zu getröſten, willen mögen.“ 


Die Hauptſache war bei alledem doch wieder die Geldbewilligung und in die— 
ſem Falle pflegte die Form und der Gang der Berathungen den erſten Streitpunkt aus- 
zumachen; die Kandräthe beantragten einen Ausſchuß, worauf ein Theil des Adels ein: 
zugehen geneigt war. Aber die Städte widerſetzten ſich hart und ſetzten es durch, daß 
der erſte Stand zuerſt fein Gutachten ſtellte, es in Gegenwart der Städte dem zweiten 
übergab, dieſer darauf ſein Bedenken niederſchrieb und den Staͤdten verabfolgte. Wenn 
die Städte nun aber weiter verlangten, daß der Adel ſich mit ihnen erſt vereinigen und 
dann das gemeinſchaftliche Bedenken dem erſten Stande übergeben ſollte, ſo fanden ſie 
neuen Widerſtand. Die Landräthe forderten immer von Neuem, daß der Adel mit ihnen 
Einigung und Vergleich treffe. In der Theorie wurde die Anſicht, daß zwei Stände 
den dritten überſtimmten, zwar verworfen; in der Praxis lag ſie aber doch nahe, und 
die Städte waren jedesmal in der Enge, wenn Adel und Landräthe ſich gegen ihre 
Wünſche vereinigt hatten, wie umgekehrt dem erſten Stande, wenn die Landfihaft und 
die Städte einig waren, gewöhnlich nichts übrig blieb, als beiden beizuſtimmen. Auf 
das Reſultat der Berathungen aber mußte es den bedeutensften Einfluß üben, ob der 
zweite Stand ſich bei denſelben den Einflüſſen des erſten oder des dritten hingab; 
bei Geldbewilligungen z. B., bei welchen die erſten Sätze der drei Collegien gewohnlich 
dom höchſten des erſten bis zum niedrigſten des dritten hinabſielen, durfte man im All⸗ 
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gemeinen erwarten, daß die zuletzt beliebte Summe dem Anfage des erſten Standes 
näher rückte, wenn der Adel mit ihm, und dem Anſatze des dritten, wenn der Adel mit 
dieſem verhandelt hatte. Der Vorwurf der Abſonderung war der größte, welcher die 
einzelnen ſtändiſchen Collegien auf dem Landtage treffen konnte, da bei der übrigens noch 
immer ſtrengen Abgeſchiedenheit der Stände von einander die Landtage fait die einzige 
Gelegenheit der Annäherung und Ausgleichung darboten, mithin auch dringend zur Be— 
nutzung derſelben verpflichteten. Um jenem Vorwurfe zu entgehen, erklärte ſich der zweite 
Stand durch Albrecht Truchſes bereit, ſein zweites Bedenken (die Städte hatten ihm das 
ihrige bereits übergeben) den Räthen und Städten „ingeſammt“ zu übergeben, indem 
er ſich die Freiheit vorbehielt, „da die beiden Stimmen zwiſtig, zu welchem Theile die 
Billigkeit näher, zuzufallen.“ Herren und Nätbe ließen ſich den Vorſchlag gefallen und 
erklärten ihn für das beſte Mittel, die Freiheit aller drei Stimmen zu erhalten. Die 
Abgeſandten der Städte aber ſahen darin eine Neuerung und wollten ſich, wenn der 
Plan nicht aufgegeben würde, in nichts weiter einlaſſen, ſondern auf die ihrigen zurück— 
bezogen haben. Nun hatten die Räthe zwar Recht, wenn ſie vorſtellten, daß den Städten 
durch den Vorſchlag des zweiten Standes mehr nachgegeben ſei, als in jenen Zeiten, in 
welchen ein Ausſchuß der Hof- und Landräthe und des Adels die Vorberathungen führte, 
und die Städte erſt, wenn die erſten beiden Stimmen einig waren, beſchickt wurden — 
es waren die Zeiten, in welchen der Canzler, Kuhnheim Rippe oder der Biſchof auf den 
Landtagen das Wort führten, — aber die Städte bielten eben jene Berathungen für 
Abweichungen vom alten Brauc, beriefen ſich auf die feierliche Erneuerung der Verbin— 
dung zwiſchen dem Adel und ihnen, die nun ſchon auf vier Landtagen, auch auf dem 
Raſtenburgiſchen, erhalten ſei, und führten für ihre Behauptung von der Verderblichkeit 
anderer Berathungsweiſen eine Aeußerung von Albrecht Truchſes ſelbſt an, welche dieſer 
wäbrend des Prozeſſes der Skalichianer gethan hatte. Da half es nichts, daß die Re— 
gimentsräthe ſich dazwiſchen legten, und der Kanzler im Namen des jungen Herzogs, 
der übrigens auf dieſe Veranlaſſung erſt von Balga berbeigeholt wurde, ſtrenge Mißbil— 
ligung über die Uneinigkeit ausſprach; die Städte, welche dieſe Mißbilligung am ſchwer— 
fien zu empfinden bekamen, wußten fi zu verantworten. Die Regimentsräthe konnten 
nicht ſo geradezu dem einen oder dem andern Theile Recht geben, und forderten daher 
dringend auf, man möge von der Disputatien über dieſe Frage ablaſſen und zu den 
proponirten Händeln greifen, indem fie verſprachen, daß die Angelegenheit unterſucht und 
niemand in ſeinen Rechten und Privilegien gekränkt werden ſolle. Der Adel hatte in— 
zwiſchen (was die Städte aber mißbilligten) fein zweites Bedenken dem erſten Stande 
übergeben und dieſer war im Begriff, ſein Gegenbedenken wieder Adel und Städten zu 
übergeben. Da aber die Städte auf dieſe Weiſe der Berathung nicht eingingen, ſo gaben 
die beiden erſten Stände endlich wirklich nach. Albrecht Truchſes erklärte im Ramen des 


Adels, daß derſelbe mit den Städten ſchließen, und, wenn es geſchehen könnte, ſich eini— 
gen wollte, zuerſt noch mit der Bedingung, daß die Städte eine Caution aufſetzten, 
„daß dieſer Landtag oder der Gebrauch deſſelben den Herren Räthen und Adel künftig 
nicht prärogiren ſolle;“ dann als die Städte erklärten, fie ſelber hätten vielmehr Ir: 
ſache eine ſolche Caution vom Adel zu fordern, weil von ihm die Neuerung ausgegangen 
ſei, mit der bloßen Erklärung, die Rätbe und die Deputirten des Adels würden den 
Herzog um eine ſolche Caution bitten. Dagegen konnten die Städte nichts haben, doch 
verlangten fie ihrer allewege gebührenden Rothdurft halber dieſe Caution, wenn fie je— 
nen zugeſtellt werden ſollte, zuvor zu ſehen. 


Alſo wie bisher: Adel und Städte verhandelten zuerſt und einigten ſich ſo weit 
ſie konnten. Allerdings blieben ſie in einigen Punkten verſchiedener Meinung; einig 
waren ſie gleich in dem erſten Geſuche, das ſie ihrem gemeinſamen Gutachten über die 
Propoſition vorausſchickten. Da trotz aller frühern Verheißungen die Ordination und 
Inveſtitur der beiden Biſchöfe noch nicht vollzogen war, fo baten fie, daß endlich jetzt, 
um neuen Aufſchub abzuſchneiden, Zeit und Ort wann und wo es geſchehen, und die 
Perſonen, welche dabei zugegen fein ſollten, feſt beſtimmt, ferner, daß dem pomeſaniſchen 
Biſchofe feine ordentliche Reſidenz eingeräumt, die Viſitation in den Städten und auf 
dem Lande auf's foͤrderlichſte vorgenommen, und den Biſchöfen dabei ihre gebührende 
Jurisdiction gelaſſen werde. Die proponirten Artikel betreffend, verlangten beide Stände, 
daß das neue Teſtament, obwohl fie deſſen llebereinſtimmung mit dem frühern, von 
König Siegesmund J. beſtätigten, nicht bezweifelten, von dem polniſchen Könige wieder 
beſtätigt und die Clauſel hinzugefügt werde, daß es den woblhergebrachten Rechten und 
Gebräuchen nicht Eintrag thun ſollte. Namentlich wieſen ſie, da an einigen Stellen des 
Teſtamentes die Ausdrücke über die Gewalt der Vormünder eine ihnen nachtheilige Deutung 
zuließen, auf genaue Mitbeachtung der Regimentsnotel hin. Die Städte hatten ſich 
noch darüber zu beſchweren, daß bei der Eröffnung deſſelben von ihnen Niemand zuge— 
zogen war. Ferner riethen beide Stände, bei dem Könige dahin zu wirken, daß der 
junge Herzog nicht ſelbſt zur Belehnung nach Polen kommen, ſondern dieſelbe durch ſeine 
Abgeſandten und Diener empfangen dürfte, wobei beſonders die Städte ſich mit großer 
Eniſchiedenheit gegen die perſönliche Velehnung des Herzogs ausſprachen, da er ohnehin 
zuweilen unverſehens von Schwachheit überfallen werde, und die Gefahr auf der Reiſe 
um fo größer ſei. Der Adel aber wünſchte von den Regimentsräthen zu willen, wie 
die Reiſe zur Empfangnahme des Lehns vorgenommen werden, wer mitziehen ſollte, u. 
ſ. w. Veide Theile riethen ferner den mitbelehnten Fürſten, von der Lehnsſuchung 
Anzeige zu machen und wegen der Aufkündigung des Eides den König um Aufſchub bis 
auf den nächſten Reichstag zu bitten, wo dann die Markgrafen ſelbſt die nöthigen 


Schritte thun würden; nur meinte der Adel, man ſolle den Churfürſten auffordern, ſich 
der Unterhandlungen am polniſchen Hofe mit anzunehmen, und wenn er nicht darauf 
eingebe, ihn bitten, daß er laut des Königl. Befehls ihnen ihre Briefe und Siegel wies 
der zuſtelle und die ſeinigen zurücknehme; dagegen wollten die Städte von dieſen Wer— 
bungen an den Churfürſten und von Aufkündigung des Eides, zu dem ſie nie gerathen, 
und nur nach der Zuſicherung des verſtorbenen Herzogs dafür gut zu ſtehen ſich verſtan— 
den hatten, überhaupt nichts wiſſen; ſie fürchteten dadurch die Zahl der Feinde Preu— 
ßens in Deutſchland zu vermehren und glaubten durch das Verſprechen des Herzogs Al— 
brecht vollkommen gedeckt zu fein. Aehnlich beurtheilten fie den Wobeſerſchen Handel, 1) 
um den ſie ſich nicht kümmern wollten, da ſie zu demſelben keinen Anlaß gegeben hätten 
und überdies Polen zur Veſchützung des Landes verpflichtet ſei; der Adel wünſchte doch 
von den Akten Kenntniß zu nehmen. Eine Anforderung des Herzogs Johann Albrecht 
von Meklenburg wurde einſtimmig zurückgewieſen; er verlangte das Erbtheil ſeiner Ge— 
mablin an der Habe ihrer Mutter, der mit Herzog Albrecht an einem Tage verſtorbenen 
Herzogin. Man bemerkte dagegen, daß „das Fräulein von Preußen“ „nicht allein wohl, 
ſondern auch überflüſſig ausgeſteuert ſei“ und die herkömmliche Verzichtleiſtung auf alle 
ſonſtigen Anſprüche gethan babe, In Betreff der alten Beſchwerdepunkte, namentlich 
der Caſſation und Aemterbeſetzung, wies der Adel zwar auf die Receſſe, die auf den 
früheren Landtagen aufgerichtet waren, aber mit mehr Nachdruck und herausfordernder 
die Städte: dem Herzoge könne nicht anders und beſſer geholfen werden, meinten fie, als 
wenn die Caſſation, wie ſie 1566 von allen Ständen erbeten und von den polniſchen 
Commiſſarien über alle Verſchreibungen ſeit dem Marienwerderſchen Zuge in genere 
ausgeſprochen ſei, zur Exekution gebracht werde, ohne alle Ausnahme, nicht „daß der 
kleine geſehen werde, der große und hohe aber hindurch paſſire;“ ſollte ſolche gleichmä— 
ßige Caſſatien nicht erfolgen, fo ſei ee nicht möglich die Loitzen und Krakauen dazu zu 
bringen, übrigens würde die Caſſation ihrer Anſicht nach wohl auch manche betreffen, 
die es noch wenig beſorgen. Ebenſo wollten fie, daß die Beſtimmungen der Reeceſſe über 
die Aemterbeſetzung ſtriete befolgt und alſo nicht einer geſehen und mit dem procedirt, 
der andere verſchont werde. Eine der bedeutendſten Vorlagen war die, wie dem Herzoge 
aus feinen Schulden zu belfen und ein Vorrath zu ſchaffen ſei. Beide Stände hielten 
für hochnöthig, daß die Regenten ein ordentliches Verzeichniß der ersteren mit genauer 
Angabe ihrer Veranlaſſung, ihrer Urheber und der Verwendung der aufgenommenen 
Gelder ſo wie der letzten Anlage und des Georgenburgiſchen Pfandſchillings mittheilten, 
auch ſollten die Kaſtenherren wegen des eingenommenen Geldes klare und richtige Re— 
chenſchaft thun. Aber auch in dieſem Punkte zeigte ſich eine bedeutende Differenz zwi— 


1) S. Beiträge zur Kunde Preußens. Bd. 2 S. 302 — 303. 
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then Adel und Städten; der erftere fegte hinzu, daß man nach Empfang des Berichtes 
ſich über die weiteren Maaßnahmen bereden möchte; die Städte aber erklärten mit Ber 
ſtimmtheit zum Voraus, daß fie keine neue Bewilligung thun würden: fie hätten zu 
den Schulden keine Veranlaſſung gegeben und ſchon ſo viel geholfen, daß ſie ſelbſt in 
Noth und Armuth gerathen ſeien; fie meinten, der Herzog werde auch ohne neue Bele— 
gung der Unterthanen feine Schulden unſchwer bezahlen können, wenn er nämlich den Receſſen 
gemäß, die Generalcaſſation exekutire und die unnöthigen Ausgaben abſtelle. Der erſte 
Stand hatte in ſeinem vorläufigen Bedenken die Bewilligung eines dreijährigen Bierpfennigs 
zu dem in Raſtenburg auf ein Jahr bewilligten vorgeſchlagen. Durch eine ſolche, er— 
klärten die Städie, würde dem Lande ſo großer Schade und Abbruch geſchehen, daß es 
ſich in vielen Jahren davon nicht würde erbolen können. Sie waren aber ſo weit da— 
von entfernt, dieſelbe gut zu heißen, daß fie vielmehr auf die Bedingung, unter welcher 
zu Raſtenburg der einjährige Bierpfennig von Michaelis 1568 ab bewilligt war, allen 
Nachdruck legten, ihre Beſchwerden verzeichneten und die Erhebung des erſteren nochmals 
vor Abſtellung derſelben abhängig machten. Von der Landesordnung war in der Pros 
poſition nicht die Rede geweſen, aber wohl im Ausſchreiben, und die Städte konnten 
nicht umhin, dieſen Punkt zu berühren. Es iſt ihnen „ein neuer Druck eines Mandats 
oder Landesordnung“ zugeſchickt, fie nehmen denſelben nicht an, und wiederbolen die oft 
eingelegte Proteſtation; „daß aber, (ſetzten ſie hinzu) auf dem Lande zu halten, Ord— 
nungen gemacht werden und ausgeben, können die von Städten, wie fie je und je ge: 
ſagt, wohl leiden und zufrieden fein.“ 


Die vom Herreuſtande und die Landräthe billigten im Ganzen natürlich mebr die 
Meinung des Adels als die der Städte, und ſtellten die Rothwendigkeit der Steuerbewile 
ligung vor, für die der Bierpfennig am geeignetiien ſei. Ueber die Landesordnung und 
deren Gultigkeit ſprachen ſie im eigenen und des Adels Intereſſe mit Entſchiedenheit ge— 
gen die Städte; es ſei ein hochnothiges Stück, daran dem Lande und allen Ständen 
viel gelegen; der verſtorbene Herzog babe den Druck derſelben wiederholentlich verſprochen, 
die polniſchen Commiſſarien darüber einen Abſchied gegeben (der aber die Städte an den 
vorliegenden Entwurf nicht im geringſten band); fie wollten ſich fürſtlicher Zuſage hal— 
ten und endlich derſelben habbaft ſein, und erwarteten, daß die Regimentsräthe dieſelbe 
mit Ernſt einführen und darüber halten würden. 


Das vereinigte Bedenken, in welchem der dreijährige Bierpfennig nur als Be— 
willigung des erſten Standes vorkam, erfreute die Regimentskäthe nicht eben. Gegen 
das Geſuch über die Inveſtitur der Biſchöfe und die andern kirchlichen Angelegenheiten 
halten ſie nichts einzuwenden; ſie verſprachen die erſtere ſpäteſtens drei Wochen nach 


Landtagsſchluß zu vollziehen, und das Schloß Liebemühl dem pomeſaniſchen Viſchofe, 
ſobald die Mittel vorhanden wären, einzuräumen. Die erſten Artikel der Propoſition 
batten ſie den Ständen eigentlich nur der Form wegen vorgelegt, und nahmen auf deren 
Gutachten über dieſelben, geringe Rückſicht. Man möge ſich die Gedanken von Caution 
und Proteſtation wegen des Teſtamentes aus dem Kopfe ſchlagen; es enthalte in Wahr— 
heit nichts von dem, was man befürchte; um die Beſtätigung deſſelben hätten ſie den 
König bereits gebeten; die Städte ſeien, (worüber fie ſich beklagt hatten) bei der Eröß— 
nung deſſelben nicht zugezogen, weil der verſtorbene Herzog es ſo ausdrücklich befohlen 
babe. Ob der Herzog perſönlich zur Belehnung ziehen ſollte oder nicht, darin werde 
man doch endlich der Entſcheidung des Königs folgen muͤſſen; wen der erſtere dann zur 
Geleitſchaft auffordere, der werde ſich hoffentlich nicht verſagen; er werde zu dem Zuge 
etwa 100 Reiſige, im Ganzen an 300 Pferde gebrauchen; die übrigen müßten zum Schutz 
des Landes gerüſtet fein. Den Mitbelehnten ſollte der Tag der Belebnung angezeigt 
werden; der Churfürſt fei bereiis zur Theilnahme an den Verhandlungen aufgefordert; 
die Bitte wegen Zurückfertigung der ausgefiellten Briefe könne ihm erſt dann vorgetta— 
gen werden, wenn der König dem churfürſtlichen Haufe entſchieden die Anwartſchaft auf 
Preußen verweigere; und in dieſem Falle könne man, wenn Rachtheil daraus erfolgen 
ſollte, weder dem verſtorbenen Herzoge noch den Räthen noch der Landſchaft irgend welche 
Schuld beimeſſen, da ſie es alle treulich und gut gemeint haben. Die Akten des Wo— 
beſerſchen Handels möge man doch durchſehen, obwohl Polen das Land zu vertreten ver— 
pflichtet ſei. Dem Herzog von Meklenburg ſoll in der von den Ständen angegebenen 
Weiſe geantwortet werden. Viel wichtiger war für die Negimentsräthe die Caſſation 
und die Steuerbewilligung. Die Caſſation müſſe nach Inhalt der Receffe, (die allerdings 
zweideutig und ſchon vom erſten Stande, ja auch vom zweiten anders als von den 
Städten aufgefaßt waren) ausgeführt werden. Herzog Albrecht würde ſich zu derſelben 
nie verſtanden haben, wenn nicht ein Unterſchied zwiſchen verdienten und unverdienten 
Verſchreibunzen gemacht wäre. Beſonders ſchmerzlich fei es ihnen, daß die Stände ſich 
über den Bierpfennig nicht geeinigt hätten; wie viel Herzog Albrecht auf Botſchaften, 
Reifen, Unterhandlungen, Anſtalten zur Vertheidigung des Landes 1c. gewandt habe, 
ſei bekannt; das Land ſei dadurch zu einer Blüthe gelangt, in der es nicht vor dem 
Kriege (1520), ja zu keiner Zeit geſtanden habe; es ſei alſo keine Noth zu fragen, wer 
Urſache zu den Schulden gegeben habe; es ſei daher billig, auch wenn die polniſchen 
Commiſſarien nie im Namen der Landſchaft Hülfe zugeſagt hätten, daß man den Herzog 
unterſtütze; ohne ſolche Unterſtützung ſei es nicht möglich, dem Lande, wie nöthig, vor- 
zuſtehen; es ſolle dem erſten Stunde nicht vergeſſen werden, daß er den dreijährigen 
Bierpfennig bewilligt habe; wenn alle Stände in denſelben willigten, ſo ſollte dem Lande 
hoffentlich gebolfen fein. Das einzige, was in dieſer Entgegnung der Regimentsräthe 
die 
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die Städte erfreuen konnte, war die Erklärung wegen der Landesordnung, deren 
Einführung von dem Herzoge und den Commiſſarien auf weitere Berathung geſtellt 
ſei, die man alſo einſtweilen noch ruhen laſſen ſolle; im Ausſchreiben fei der— 
ſelben nur auf Veranlaſſung der Commiſſarien gedacht; Herrſchaft und Adel ſollten 
mit dem Druck derſelben nicht alſo eilen, damit Niemand in ſeinem Recht ver: 
kürzt werde. 


Die polniſchen Commiſſarien, von denen Johann von Schleuſen und Johann 
Solikowski am 28. Juni, Johann Koſka von Stangenberg zwei Tage fpäter anlangte, 
lenkten die Berathung zunächſt auf die Geldbewilligung, nicht nur für den Herzog, ſon— 
dern auch für den König. Denn auch dieſem Hülfe zu leiſten, war ihrer Anſicht nach 
auf vorigen Landtagen verſprochen und ſie legten darauf um ſo mehr Nachdruck, da ſie 
ſelbſt dem Könige bereits Ausſichten der Art eröffnet hatten und dieſes Wort betbätigt 
ſehen wollten. Die Stände leugneten ein ſolches Verſprechen, obwohl es Mühe koſtete, 
ſich über die Ablehnungsformel zu verſtändigen, einſtimmig; auch die Regimentsräthe, 
an welche ſich die Commiſſarien ſodann wandten, ſahen die Möglichkeit nicht, ſondern 
unterhandelten nur für den Herzog. Sie verlangten den Bierpfennig auf 5 Jahre, (den 
in Raſtenburg bewilligten mit eingerechnet); der erſte Stand ermäßigte dieſe Propoſi⸗ 
tion zwar auf 4 Jahre, legte fie aber den andern Ständen um fo näher, da es die 
erſte Bitte des jungen Herzogs an ſeine Unterthanen ſei, da er die Belehnung und die 
Beſtätigung der Privilegien nachſuchen und darauf ein Großes aufwenden müſſe; da er 
die Einlöſung der verpfaͤndeten Aemter verſprochen und nicht ohne bedeutende Unter— 
ſtützung ausführen könne; endlich, da der Landtag ſelbſt ſchon viel gekoſtet habe. Der 
Adel willigte in den Bierpfennig unbeſtimmt auf etliche Jahre; er ſollte zu Martin an 
gehen, ſofern dann die bisherigen Beſchwerden wirklich abgeſtellt ſeien. Die Abgeſandten 
der Städte gaben vor, fie hätten von den Ihrigen Befehl, hoͤchſtens den zu Raſtenburg 
bedingungsweiſe zugeſagten Bierpfennig categoriſch zu bewilligen, dennoch wollten fie 
noch ein Jahr zulegen, ſofern die Receſſe erfüllt und ihre Freiheiten durch nichts, beſon⸗ 
ders auch nicht durch die Landesordnung angetaſtet würde, und unter der zweiten Be— 
dingung, daß keiner von dem Bierpfennig befreit fein ſolle, auch nicht der Adel für feir 
nen Tiſch. Der Adel, welcher nun ſeine Bewilligung auf einen dreijährigen Bierpfennig 
erklärte, ſetzte ſich mit Berufung auf das deutſche Herkommen, gegen dieſes Anſinnen 
mit Entſchiedenheit und erwiederte es durch die Bemerkung, es ſcheine nöthig, die Mäl— 
zenbräuer mit in die Anlage zu ziehen, da ſie ſich bisher derſelben entzogen hätten. Die 
Abgeſandten der Städte antworteten: man wolle nicht unterſuchen, wie es mit der 
Steuerfreiheit des Adels in Deutſchland gehalten werde; jedenfalls trage der Adel in 
Dänemark, und wonach ſich Preußen zu richten habe, in Polen mit; * er vor 
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18 Jahren in Preußen ſelber gezahlt; die Maͤlzenbräuer aber feien der Steuer fo gut 
unterworfen, als andere und ohnebin ſchon genug gedrückt. 


Den polniſchen Commiſſarien dauerten dieſe Verhandlungen gar zu lange, und 
als endlich in der gemeinſamen Erklärung die Hülfe für den König abermals ausgeſchla⸗ 
gen wurde, legten fie die Schuld davon den Regimentsräthen bei, denen fie auch wegen 
Verzögerung der Händel überhaupt Vorwürfe machten. Dagegen wieſen die Regenten 
darauf hin, daß die Stände ſogar über die Steuer für den Herzog noch nicht einmal 
einig feien, und daß fie dieſelben noch immer von ſchweren Bedingungen abhängig mach⸗ 
ten; nicht ſie ſeien der Bewilligung für den König hinderlich, doch ſei dieſe unter den 
gegenwärtigen Umſtänden unmöglich. Die Hufenſteuer, die noch nicht einmal zuſammen⸗ 
getragen wäre, trage etwa 60,000 Mark, der Bierpfennig etwa eben fo viel; ſollten die 
Loitzen und Krakauen davon bezahlt werden, fo könnte man von dem llebrigbleibenden 
wenig Schulden bezahlen. In den Receſſen übrigens wüßten ſie keinen Mangel mehr. 
Die Commiſſarien aber wiederholten ihre Beſchwerde, daß ſie ſo lange aufgehalten, und 
faſt verkleinerlich aufgezogen würden, und übergaben ein eben angelangtes Schreiben des 
Königs, der die Nachricht von dem bisherigen Erfolg der Unterhandlungen über die Steuer 
übel aufgenommen hatte. Es ſei nichts weniger als unbillig, daß man dem Könige 
Hülfe leiſte, der ja auch Preußen ſchütze, zumal, da ſelbſt deutſche Reichsfürſten ſich dazu 
verſtanden, und Preußen ſelbſt ſich gegen Danemark ebenſo verhalten hätte; der Betrag 
des Bierpfennigs ſei nicht auf 60,000, ſondern auf 100,000 Mark anzuſchlagen. Die 
Regimentsräthe, von der Landſchaft ſelbſt gegen die Vorwürfe der Commiſſarien gerecht 
fertigt, mußten zuletzt den Commiſſarien wohl ein Verſprechen über eine Zahlung an den 
König „als Zeichen der Unterwürſigkeit und Dankbarkeit“ geben, doch ohne daß eine 
Summe feſigeſetzt würde. Die Stände aber einigten ſich in Betrachtung der Noth des 
Herzogs und auf Anhalten der Commiſſarien über die Trankſteuer. Der Adel fügte ſich 
endlich dem Verlangen der Städte, für ſeinen Tiſch mitzuzahlen, doch nur in den beiden 
auf gegenwärtigem Landtage zugelegten, nicht in dem ſchon zu Raſtenburg verſprochenen 
Jahrgange derſelben. Die Städte aber willigten nun ihrerſeits in die dreijährige Dauer 
der Trankſteuer, (denn fo, nicht Contribution, wollten ſie den Bierpfennig genannt wiſſen). 
Man proteſtirte in der gemeinſamen Erklärung hierüber, daß man mit dieſer neuen Bes 
willigung das alte Recht der Steuerfreiheit nicht aufgebe, worüber auch eine Aſſecura⸗ 
tion ertheilt wurde, und machte ſie nochmals von Abſtellung der Beſchwerden abhängig. 
Wenn dieſe erfolgt ſei, ſollte der Bierpfennig zu Martin angehen. Man erſuchte die 
Regenten, darauf zu ſehen, daß er nicht unnütz verwendet und daß alle 
unnöthigen Koſten bei der Aufbringung und Verrechnung der Steuer abge⸗ 
ſchniuen würden. . 
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Unter den alten Beſchwerdeartikeln waren die wichtigſten Punkte noch die Gais 
ſation mit Einſchluß der Rechnung der Loitzen und Krakauen, die Beſetzung gewiſſer 
Aemter und die Landesordnung. Die beiden erſten Stände mutheten den Commiffarien 
die Einführung der letzteren zu, wie ſie dieſelben von den Regenten erwartet hatten. 
Doch ſetzten ſich die Städte auch hier mit Beſtimmtheit entgegen, „die Landesordnung 
haben wir nie beliebet“ erklärten ſie, „noch zu drucken gebeten oder gewilligt, ſondern 
wie das alle Landtage auch in dieſem jetzigen unſere Bedenken hell und klar anders aus— 
weiſen de simplici et plano auf dem ſteifen feſten Grunde, daß wir mit guten alten löb— 
lichen Rechten, Willführen, Statuten, Ordnungen, Privilegien, Culmiſchen Handfeſten, 
Freiheiten, Gerechtigkeiten und Gebräuchen, deren wir uns immediate von Anfang bis 
auf dieſe Stunde gehalten und noch halten, ſtattlich verſehen wären, beſtanden; über 
ſolche und denen zugegen wüßten, könnten und müßten wir uns nicht mit andern neuen 
Ordnungen oder Rechten belegen laſſen.“ In der That blieb die Frage über die Lan— 
desordnung auch diesmal ungelöft. Der Streit über die Beſetzung der Aemter nach den 
Receſſen rief zwar manchen Schriftwechſel hervor, erhielt aber allmählig eine ganz andere 
Färbung, da das kirchliche Intereſſe nicht mehr wie in früheren Zeiten von dem politi— 
ſchen getragen wurde, und da es eigentlich keine Partei der Skalichianer mehr gab. 
Das kirchliche Intereſſe wurde, nachdem die Orthodoxie im Jahre 1566 den Sieg er» 
rungen hatte, je mehr und mehr aus den Händen der Landſtände in die der Kirche 
übergeben, gegen welche namentlich Friedrich von Aulak ſich zu rechtfertigen hatte. “) 
An Stelle der Skalichianer waren die Regimentsräthe ſelbſt Partei geworden, und in 
gewiſſem Sinn konnte man fie ſelbſt zu den Verdächtigen zählen, die nach den Reeeſſen 
entſetzt werden ſollten. Dieſe Anſicht durfte natürlich nicht hervortreten, da fie, wenn 
auch übereilt, doch ohne Widerrede als geſetzliche Regierung anerkannt waren. Die 
Stände hatten nun zwar gegen manche Beamte noch Einwendungen zu machen, weil ſie 
gegen die Grundgeſetze, alſo auch gegen die Receſſe in ihre Aemter gekommen waren, 
allein wenigſtens mit gleichem Mißfallen bemerkte man bereits, daß die Regenten vor— 
züglich ihre Verwandten zu den erledigten Aemtern beförderten. Es ſcheint überhaupt 
als wenn in dieſem Streite je mehr und mehr Eigennutz an Stelle von Parteihaß das 
leitende Motiv geworden ſei. Anfangs galt es, eine Partei von den Aemtern zu ent— 
fernen, bald aber wurde es für viele eine wichtigere Angelegenheit, ſelbſt zu einem Amte zu 
gelangen; davon zeugt z. B. der Antrag der Landſchaft, die kleinen Kammerämter mit 
eigenen Amtleuten zu beſetzen, was die Regenten, die man ſonſt an gute Haushaltung 
mahnte, mit Recht als zu koſiſpielig abſchlugen. Am fernſten ſtanden ſolchen Berech— 


) Vgl. Hartknoch Preuß. Kirchenhiſtorie S. 460. 
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nungen die Städte, welche daher auch am meiſten auf buchſtäbliche Erfüllung der Reeeffe 
drangen. Man kam endlich über die Angelegenheit hinweg, ohne daß fie vollſtändig ab⸗ 
gethan wurde. Die größte Schwierigkeit machte die Caſſation, von deren Nothwendig⸗ 
keit in gewiſſen Grenzen alle Stände gleich ſehr durchdrungen waren. Die Städte 
drangen auch bier auf buchſtäbliche Erfüllung der Receſſe, die Landſchaft trug zwar nie 
auf die Statuirung einzelner Ausnahmen ausdrücklich an, bewegte ſich aber am liebſten 
in allgemeinen Ausdrücken und vermied die deutliche Forderung der Städte ausdrücklich. 
Es ſcheint, als ob wenigſtens einzelne aus ihrer Mitte auch in dieſer Sache unmittelbar 
betheiligt waren. Angeblich um den Königl. Commiſſarien nicht Veranlaſſung zu neuen 
Eingriffen zu geben, forderten ſie die Abgeſandten der Städte zur Einigung auf, aber 
dieſe gingen ſo weit, die Caſſation nicht bloß für den mehrfach bezeichneten Zeitraum 
von 15631566, ſondern auch für die Zeit bis zu Albrechts Tode zu verlangen. In 
der That faben ſich die Königl. Commiſſarien veranlaßt, über dieſen Punkt einen neuen 
Receß zu ertheilen, (3. Auguſt) in welchem fie die Generalcaſſation von 1566 mit der 
ſo weſentlichen Einſchränkung, daß Albrecht Friedrich nach erreichter Volljaͤhrigkeit die 
Verdienten in Acht nehmen dürfe, beſtätigten und die Exekution derſelben den Regi⸗ 
mentsräthen übertrugen. “) 


An demſelben Tage, von welchem der Receß datirt iſt, nahmen die polniſchen 
Commiſſarien den Regimenisräthen den Eid der Treue ab, übertrugen ihnen die Guber— 
nation des Fürſten und des Fürſtenthums und ermahnten die Unterhanen zum Gehorſam. 
Auch dieſen Landtag verließen fie nicht, ohne mit neuen Auyſprüchen im Sinne des pol: 
niſchen Reiches hervorzutreten. Sie geboten den Regenten und den Landesdeputirten, 
daß wegen der drohenden Kriegsgefabren, aue ferde und alles zum Kriege 


nöthige in Vereitſchaft gehalten werde, und erklärten un, daß im Falle eine allgemeine 
Ausruſtung nöthig fein ſollte, als Grenzen Preußens nicht die angeſehen werden dürften, 
welche das Herzogthum von dem Königlichen, ſondern die, welche Preußen überhaupt 
von den Nachbarländern trennten. Die Annabme dieſer Erklarung würde die Kriegs- 
pflicht der Unterthanen des Herzogsthums weſentlich erweitert haben, und in der That 
arbeitete Polen darauf nicht bloß in dieſem, ſondern auch in dem Königlichen Theile 
Preußens hin. Man antwortete den Commiſſarien, man werde ſich in dieſer Rückſicht 
nach Briefen und Siegeln richten. Eben ſo wenig war man mit der Erklarung der 
Commiſſarien über den freien Aufenthalt der Juden zufrieden. Schon lange war auch 
bierüber verhandelt, aber Polen hatte fein Intereſſe an, der Duldung der Juden und 


*) Dogiel Cod. dipl. Pol. T. IV, p. 379, 
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drang auf dieſelbe. Nach dem Receſſe der Königsberger von 1566 ſollten die Juden wie 
in Danzig „ihren Leib zu verzollen“ verpflichtet, „die Auflage oder Speicherung ihrer 
Waaren“ ihnen verboten ſein. Der Receß der Landſchaft von 1567 beſagte: „die Juden 
ſollen hinfürder im Herzogthum nicht gelitten, ſondern ihnen das Land von dato in vier 
Wochen zu räumen, geboten werden, wo ſie darüber betroffen werden, ſollen ſie Preis 
ſein, und ihnen dafür keine Briefe noch Siegel helfen.“ Die polniſchen Commiſſarien 
hatten jedoch damals die ausdrückliche Erklaͤrung gegeben, daß ſie darin nur willigten, 
ſofern es den mit Polen errichteten Pacten nicht zuwider ſei. Auf dem jetzigen Land⸗ 
tage hatten ſie ſich widerholentlich dahin ausgeſprochen, daß die Vertreibung der Juden 
gegen die Pakten, jene Beſtimmung des Receſſes alſo ungültig ſei. Und in dieſem Sinn 
kann ihre Weiſung an die Regenten nur ausgefallen ſein, obwohl ſie derſelben in dem 
ſchriftlichen Dokumente nur im Allgemeinen erwähnen. 


Nach dieſen Verrichtungen reiſten die polniſchen Commiſſarien ab, und der Land⸗ 
tag löſte ſich auf, nachdem noch die Kaſtenherren für die drei Kreiſe des Landes und 
andere Deputirte zur Einlöſung des Amtes Liebemühl für, den pomeſaniſchen Biſchof, 
zur Rechnung der Loitzen und Krakauen und (wobei die Städte ihr altes Bedenken er: 
hoben) zur Reviſion der Landesordnung ernannt waren. 


Schon während des Verlauf's dieſes Landtags hatte der König von Polen Her⸗ 
zogs Albrechts Teſtament zu Grodno am 9. Juli beſtätigt. Dadurch wurde es zu einem 
der Grundgeſetze des Herzogthums. Es war in dem Geiſte jener Zeit geſchrieben, in 
welcher Herzog Albrecht in der Blüthe feiner Kraft, in Uebereinſtimmung mit den Un 
terthanen die gemeinſamen Zwecke der Vertheidigung des Landes gegen äußere Gefah⸗ 
ren und der Pflegung des Proteſtantismus, namentlich durch die Gründung der Hoch- 
ſchule in Königsberg, mit väterlicher Hingebung und Sorgfalt verfolgte. Es gab das 
mals zwar bin und wieder einen Zwiſt, zwiſchen dem Herzog und den Ständen, aber 
doch keinen fortdauernden Kampf zwiſchen fürſtlichen und ſtändiſchen Intereſſen. Herzog 
Albrecht taſtete in jenen“ Zeiten kein ſtändiſches Recht an, und indem er in dem Teſta⸗ 
mente beſonders in den Vermahnungen an die Vormünder dieſe Zuſtände durchgehends 
feſthielt, legte er in demſelben ein neues Zeugniß über dieſelben für die Zukunft nieder. 
Machten die Stände auf dem Heiligenbeiler Landtage nun auch einzelne Ausſtellungen 
wegen gewiſſer Stellen, die an ſich nicht verdächtig, doch eine ihren Rechten ungünſtige 
Deutung zuließen, fo kam doch jpäter, als die Grundſätze ihrer Herzöge andere wur⸗ 
den, eine Zeit, in der fie auch aus dem Teſtamente Albrechts ihre Rechte vielfach zu ber 
legen und zu beweiſen ſuchten. Viele der Verordnungen des Teſtaments kamen nie zur 
Ausführung, weil ſie auf Vorausſetzungen beruhten, die nie eintraten; die merkwürdigſt 


derſelben iſt die über die Theilung des Landes: es follten nie über zwei Regierende 
Fürſten in dem Herzogthum ſein. Die Idee einer ſolchen Verordnung mag nahe 
gelegt ſein durch die natürliche Lage des durch das Ermeland getrennten Landes. 
Aber eben ſo ſehr erinnert ſie an das Grundgeſetz des Brandenburgiſchen Hauſes, in 
welchem Albrecht Achilles dieſelbe Beſtimmung über die fränkiſchen Beſitzungen ge⸗ 
troffen hatte. 


Auf dem Reichstage zu Lublin erfolgte am 16. Juli 1569 des Herzogs Beleb- 
nung; die fränkiſchen und brandenburgiſchen Geſandten, hielten die Zipfel der Fahne, 
die ihm Übergeben wurde, zum Zeichen der Mitbelehnung. Ein Dekret des Königs von 
demſelben Tage beſtimmte die Rechte ihrer Anwartſchaft, ſo wie ihre Verpflichtungen für 
den Fall ihres Regierungsantritts in Preußen. Georg Friedrich, der nächſte Verwandte 
aus der fränkiſchen Linie, bebielt natürlich das nächſte Anrecht auf das Herzogthum, 
wenn die von Albrecht geſtiftete Linſe ausſtarb, auf ihn und ſeine Nachkommen ſollte 
der Churfürſt Joachim, ſein Sohn Georg und deſſen Nachkommen, fo weit fie zu der 
Churwürde gelangten folgen. Der König beitätigte dabei aber ausdrücklich die von feinen 
Commiſſarien früher ausgeſprochene und von ihm bereits genehmigte Caſſation des ohne 
fein Wiſſen und Willen den Mitbelehnten von den preußiſchen Ständen geleiſteten Eides. 
Er verlangte, daß bei jedem Devolutionsfalle die zunächſt anwartende Linie erſt ihre 
Unterwerfung und ihren Lehnseid der Krone leiſte, und nicht eher die Unterthanen des 
Herzogthums in Pflicht nehme. Der Sinn dieſer Beſtimmung war ohne Zweifel, den 
Antritt jeder neuen Linie von neuen Unterbandlungen mit Polen abhängig zu machen, 
dit immer neue Einſchränkungen der bisherigen herzoglichen Rechte herbeiführen konnten. 
Die Veßimmungen des ewigen Friedens von 1525 über die Lehnsfolge der Herzöge wurden 
in dem Dekrete wiederholt, fo jedoch, daß durch eine kleine Aenderung des Ausdrucks der 
Zweifel, ob der Herzog die Hülfsſchaar von 100 Reitern nur innerhalb des Herzogs— 
thums oder innerhalb des geſammten Preußens auf eigene Koſten zu unterhalten habe, 
zu Gunſten der Krone gehoben und der Sold, welchen der König im Falle der Inter: 
ſtützung außerhalb der Grenzen zu zahlen hatte, ausdrücklich auf den bei polniſchen 
Söldnern gültigen Satz zurückgeführt wurde. Die Beſtimmung endlich, daß der Herzog, 
wenn er nothgedrungen etwas von feinen Ländern, Städten oder Schlöſſern verkaufen 
wolle, es zuerſt dem König von Polen anbieten ſolle, und daß er Pfandſchaften nur an 
die eigenen Vaſallen und Unterthanen übergeben dürfe, ſcheint durch den Unfug hervorgerufen 
zu fein, der in dieſer Rückſicht zu Gunſten Johann Albrechts von Meklenburg getrieben war.) 


1) Codex dipl. Polon. T. IV. p. 364. 
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Ferner beſtätigte der König auf dem Reichstage zu Lublin am 28. Juli alle Anordnun— 
gen, welche die Commiſſarien auf den dreien preußiſchen Landtagen von 1566 bis 1568 
getroffen hatten!), od wohl der Herzog dagegen proteſtirte; denn wir wiſſen, daß durch 
dieſelben die Rechte des Herzogthums in mehreren Stücken gekränkt waren. 


1) Codex dipl. Polon. T. IV. p. 367. 
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3) 


4) 


5) 


Schulnachrichten. 


l. Sehrverfaffung. 


Serta. 
Ordinarius: Oberlehrer Dubeck. 
Deutſch 4 St. w. Preuß. Kinderfreund von Preuß u. Vetter Abs 
ſchnitt II., 1— 200 mit Auswahl, gelefen und grammatiſch erläutert, 2 St. 
Deklamiren 1 St. Wiedergeben kleiner Erzählungen mündlich und ſchriftlich. 
Orthographiſche llebungen. 1 St. Dr. Heinicke. 


Lateiniſch 8 St. w. Grammatik. Die regelmäßige Deklination und Conju— 
gation, nach Zumpt; Leſeübungen und lleberſetzung nach Ellendt's Lat. Leſeb. 
Abſchn. 1 N 1— 50. Oberl. Dudeck. 


Religion 2. St. w. Biblifhe Geſchichten des A. T. nach Preuß. Dazu 
Bibelſtellen, Liederverſe und allmälig ganze Kirchenlieder, ſowie das erſte Haupt— 
ſtück und der erſte Artikel, kurz erläutert und memorirt. Dr. Krieger. 


Rechnen 5 St. w. Rumeriren. Die vier Species in unbenannten and be 
nannten Zahlen. Kopfrechnen. Dr. Krieger. 


Geographie 3 St. w. Preuß Kurzer Unterricht in der Erdbeſchreibung; 
$ 2-- 27, § 37 U., $ 45 II. mit Auswahl. Erzählungen aus berühmten Reis 
ſen. Dr. Heinicke. 


Naturgeſchichte 2 St. w. Nach Burmeiſters Grundriß. Die Wirbelthiere. 
Baldus. 


Quinta. 


7) 
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Calligraphie 3 St. 8) Zeichnen 2 St. 9) Geſang 3 St. Wie fruher. 
Baldus. 


Duinta 


Orbinarius: His Micharlis Director Dewifcheit, feitbem Director Töppen. 


1) 


— 
3) 
4) 


5) 


Deutſch 4 St. w. Leſeübung im Leſebuch von Vetter und Preuß, 2. Curſus; 
1 St. Schriftliche Uebungen zur Befeſtigung in Orthogr. und Interpunktion; 
1 St. Grammat. Uebungen: Nederbeile, Lehre vom Satz I St. Alle 14 Tage 
ein Deklamirſtück 1 St. Dr. Ger vais. 


Latein 8 St. w. Gram. nach Zumpt's Auszug Kap. 1 — 60. 65. Lectüre: 
Ellendt's Lat. Leſeb. Curſus 2, Abſchnitt I, 2 und von Abſchn. 3 . 1—6, 
Wöchentlich ein Exercitium. Der Director. 


Religion 2 St. w. Bibliſche Geſchichten des R. T. mit Hinweiſung auf die 
Duelle. Dazu Bibelſtellen, Liederverſe und allmälig ganze Kirchenlieder, ſo— 
wie alle 5 Hauptſtücke, kurz erläutert und memorirt. Dr. Krieger. 


Mathematik 4 St. w. Gebrauch des Zirkels und des Lineals 1 St. Der 
gemeine Bruch, deſſen Erweiterung zum gebrochenen Bruche, und die Anwen⸗ 
dung derſelben 3 St. Dr. Krieger. 


Geſchichte 2 St. w. Die Griech. Sagengeſchichte, die Griechiſche und Römifche 
Geſchichte, ſo viel als möglich, biographiſch. Oberl. Krauſe. 


6) Geographie 3 St. w. Europa, ſausfübrlicher Deutſchland. Außereurop. 


7) 


8 


— 
nz 


Welttheile nach dem Lehrb. von Seidlig S. 1— 22 „Grundzüge der Geogr.“ 
Zur Erläuterung und Erweiterung einzelne Abſchnitte der weiteren Ausführung. 
Erdtheile und Länder wurden in Umriſſen von den Schülern gezeichnet. Dr. Gervais. 


Naturgeſchichte 2 St. w. Die Botanik nach Burmeiſter, Wiederholung der 
Wirbelthiere. Eintheilung des Mineralreiches. Baldus. 


Callig r. 2 St. 9) Zeichnen 2 St. 10) Geſang 3 St. Wie früher. 
Baldus. 


Zuarta. 
Ordinarius: Dr. Heiniche. 
Deutſch 3 St. w. Grammalik. Die Lehre von der ſlarken und ſchwachen 
Deel. und Conjug., die Genera und Modi, Verbi, Interpunktionslehre, die Lehre 
vom einfachen Satze und den ſubſt., adverb. und abdject. ae 1 St. 


Lectüre: einige Sagen von Bäßler und Reineke Fuchs von Göthe mit Auslaſ⸗ 
ſungen 1 St. Beſprechung und Rückgabe der 2 wöchentlichen Arbeiten und De: 
klamation 1 St. Oberl. Krauſe. 

2) Latein iſch 9 St. w. Cornel. Nep. vitae XI. — XIX. incl. 6 St. Wie⸗ 
derholung der Etymologie und Syntax nach Zumpt's Auszug, Kap. 69 — 76; 
das Wichtigſte aus Kap. 76 —82 1 St. Wöchentliche ſchriftliche feßingen 
Dr. Heinicke. 

3) Griechiſch 5 St. w. Grammatik aus dem kleinen Buttmann dis zu den 
Verb. in lu excl. Lectüre: ausgewählte Säge aus dem I. Curſus und grös 
ßere Leſeſtücke aus dem 2. Curſus von Jakobs Leſebuch. Das meiſte wurde me⸗ 
morirt. In dem letzten Quartal wöchentlich ein Exercitium. Ob erl. Krauſe. 

4) Religion 2 St. w. Das erſte und das dritte Hauptſtück. Bibelſtellen und 
Kirchenlieder memorirt. Dr. Krieger. 

5) Geſchichte 2 St. w. Im Sommer die Geſchichte der älteſten Völker Aſiens 
„und Afrikas, der Griechen bis zum Ende der Perſerkriege, nach E. A. Schmidı’s 
Grundriß der Weltgeſch. Tbl. I. Im Winter: Preußiſche Geſchichte nach Hei— 
nels Leitfaden. Dr. Gervais. 

6) Geographie 2 St. w. Im Sommer: die Europäifben Staaten, außer 
Deutſchland. Nach Seidlitz S. 49 — 108 und 180 — 206 mit Auslaſſungen. 
Im Winter: Deutſchland und die außereurop. Staaten. Seydlitz S. 108 —180 
und S. 206 — 290 mit Auslaſſungen. Die Schüler haben die abgehandelten 
Länder gezeichnet. Dr. Gervais. 

7) Naturgeſchichte 2 St. w. Die Gliederthiere und Bauchthiere. Die Bo— 
tanik und Mineralogie, ſowie Wiederholung der Wirbelthiere. Baldus. 

8) Mathbemarbif 2 St. w. Rechnen: die Dezimalbrüche, Proportionen, Bud: 

ſtabenrechnung. Geometrie 2 St. w. Planimetrie bis zum Pythagoraͤiſchen 

Lehrſatz, nach Koppe. Oberl. Dudeck. 


9) Calligraphie 1 St. 10) Zeichnen 1 St. 11) Geſang 1 St. Wie früs 
her. Baldus. 


Lertie 
Ordinarius: Oöerfehrer Dr. Arauſe. 


1⁰ Deutſch 3 St. w. Gramm. Beſprechungen, mündliche und ſchriftliche llebun⸗ 
gen 1 St. Lectüre: Wiedergeben des Vorgeleſenen und Vorerzaͤhlten 1 St 


3) 


4) 


5) 


6) 


7) 


8) 


9) 
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Declamirſtücke, die vorgeleſen und erklart werden, von den Schülern vorgetragen. 
Alle drei Wochen ein häuslicher Aufſatz, Erzählung, Beſchreibung oder Schilde— 
rung, oͤfters nach ausführlich beſprochenen Dispoſitionen 1 St. Dr. Gervais. 


Latein S St. w. Lectüre: Cnes. b. Gall. I. II. III. Ovid Met. von Lib. IV. 562 
bis VII., 200. Wiederholung und Erweiterung der Etymologie aus der Syn: 
tax nach Zumpt Kap. 69 bis 74 und Kap. 76 bis 79 excl. Proſodie nach 
Zumpt Kap. 3. Metrik: Hexameter, Pentameter, Diſtichon 6 St. Extempora. 
lien 1 St. Exercitia, w. eins 1 St. Oberl. Krauſe. 


Griechiſch 6 St. w. Grammatik nach Vuttmann § 1— 114 incl. mit Aus⸗ 
laſſungen. Die wichtigſten Regeln der Syntax. Wöchentlich ein Erercitium 
2 St. Xenopbon Anabaſis Lib. IV., $ 14 bis V., 6. Odyſſ. Lib. V., 148 — VI., 
161 4 St. Der Director. 


Franzöſiſch 2 St. w. F. Abn: Franz. Grammatik Kap. 1—9, von 
den Verba irreg. nur die bekannteſten. Die dazu gehörigen llebungsſtücke, theils 
mündlich theils ſchriftlich übergegt 1 St. Leloup's Franz. Leſebuch. II., 
M 80-110 1 St. Alle 2 Wochen ein Exercitium. Dr. Heinicke. 


Religion 2 St. w. Der erſte und der zweite Artikel. Bibelftellen und Kir: 
chenlieder memorirt. Dr. Krieger. 


Geſchichte 2 St. w. Im Sommer: Griechiſche Geſchichte nach E. A. Schwidt's 
Grundriß der Weltgeſch. Thl. I. S. 25 — 72, mit Auslaſſung der Anhänge. 
Die Geogr. nach S. 140 — 43. Im Winter: Römiſche Geſchichte nach Schmidt 
79-134. Geographiſches nach S. 143-148. Wiederholt wurde die Geſchichte 
von Deutſchland. Dr. Gervais. 


Geographie 1 St. w. Wiederholung und Erweiterung des Lehrpenſums 
von Quarta nach 9 S. 49— 180. Die Schüler hatten die Mahensenen 
Staaten zu zeichnen. . Gervais. 


Naturgeſchichte 2 St. w. Repetition der geſammten Naturgeſchichte nach 
Burmeiſter; die Kulturpflanzen, nach Oken; die Lehre von der Elektrizität 
nach Breitner. Oberl. Dudeck. 


Mathematik 2 St. w. Rechnen. Lehre von den Potenzen; Gleichungen des 
1. Grades mit einer und mit mehren Unbekannten. Geometrie 2 St. w. Die 
Planimetrie nach Koppe. Oberl. Dudeck. 


10) Zeichnen 1 St. 1) Geſang 1 St. Wie früher. Baldus. 
5 * 


Turnunterricht vom 2. März bis Michaelis 2 St. w. Baldus. 
Ueber den katholiſchen Religionsunterricht ſiehe die Schulchronik. 


II. Verfügungen. 
Vom 7. April, 24. Auguſt und 13. December 1854. Zufäge zu der Verfügung 
vom 20. October 1853, betreffend die Form der am Schluſſe jedes Halbjahres einzureichen⸗ 
den Frequenzliſten. 


Vom 5. März. Die Gehalte der Lehrer des Progymnaſiums können unter den 
gegenwärtigen Verhältniſſen nicht erhöht werden. 


Vom 13. März. Ob eine Privatnachhülfe durch Lehrer der Anſtalt für einzelne 
Schüler nothwendig ſei, ſoll nicht obne Mitwirkung des Directors entſchieden werden. 


Vom 1. Juni. Die Einführung von Koppe's „Anfangsgründe der reinen Ma: 
thematik“ als Lehrbuch für IV. und III. wird genehmigt. 


Vom 13. Juni. Ohne Genehmigung des K. Provinzial⸗Schul⸗Collegiums in 
jedem einzelnen Falle darf die Benutzung von Klaſſenlokalen oder andern Räumen des 
Progymnaſial⸗Gebäudes zu fremdartigen Zwecken Niemanden geſtattet werden. 


Vom 22. Juni. Empfehlung von Dr. Köne's neuer Bearbeitung des Heliand. 


Vom 28. Junt. Ungeachtet des Beitritts der fünf Braunſchweigiſchen Gymna⸗ 
ſien zum Programmentauſch ſind auch ferner nur 146 Programme an die geheime Regi⸗ 
ſtratur des Kgl. Unterrichtsminiſteriums direct einzuſenden. 


Vom 7. Juli. Die Vorſchriften über Beobachtung des gehörigen Maafes bei 
Ertheilung der häuslichen Arbeiten werden nebſt einigen Ergänzungen zur Nachachtung 
eingeſchäͤrft. 


Vom 18. Juli. Die durch Holzſchnitt vervielfälltigte Zeichnung des Direktors 
Schnorr von Karolsfeld in Dresden: „Chriſtus als Knabe im Tempel lehrend“ wird 
empfohlen. 


Vom 14. September. Dem Andrange junger Leute zum Forſtfache ſoll durch 
die Mittheilung begegnet werden, daß die Augfichten nicht nur zur Anſtellung ſondern 
auch zu bloß diätariſcher Beſchaͤftigung in dieſem Fache jetzt ſehr ungünſtig find. 
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Vom 30. October. Vocation des zweiten Oberlehrers an der Realſchule zu 
poſen Dr. Max Töppen zum Direktor des Pogymnaſſizu Hohenſtein. 


Vom 23. November. Nachträgliche Genehmigung der in der Aula des Progym⸗ 
nafii am 31. October veranſtalteten Feier der Reformationsfeſtes. 


Vom 25. November. Die Bearbeitung der bibliſchen Dichtungen des Angel⸗ 
ſachſen Cädmon von Bouterweck wird empfohlen. 


Vom 14. December. Vom Jahre 1855 ab find wegen des Beitritts von elf 
höheren Bürgerſchulen zum Programmtauſch zehn Exemplare des Programms mehr, als 
früher, im Ganzen 190 dem Kgl. Provinzial⸗ Schul. Collegium einzuliefern. 


Vom 15. December. An diejenigen, welche ſich dem Baufache widmen, werden 
gegenwärtig höhere Forderungen geſtellt, als früher. 


Vom 30. Januar. Dem Oberlehrer Dr. Krauſe wird geſtattet, die auf ihn ge. 
fallene Wahl zum Stadtverordneten der Stadt Hohenſtein anzunehmen. 


Vom 25. Januar. Die von dem Muſikdirector Gäbler componirte Feſtcantate 
zur Feier des allerhöchſten Geburtstages Sr. Majeſtät des Königs wird empfohlen. 


Vom 17. Februar. Genehmigung der von dem Director mit dem Pfarr » Coms 
mendarius Karau von Grieslienen gepflogenen Engagements⸗Verhandlung. 


Vom 28. Febr. Die von dem Director beantragte Einführung von Krügers 
griechiſcher Grammatik für Anfänger wird genehmigt. 


Vom 10. März. Die Wiedererrichtung der Sekunda wird genehmigt. 


III. Chronik. 


Das ablaufende Schuljahr begann Dienſtag den 25. April 1854. Der Lections⸗ 
plan des Jahres 1853 —54 wurde auch in dieſem mit wenigen Abänderungen beibehalten. 
Der Geſundheitszuſtand der Lehrer, wie der Schüler, war im Ganzen befriedigend; doch 
erlitt die Anſtalt durch den Tod eines ihrer beſten Schüler, des Quartaner Pientka, wel⸗ 
cher am 15. Januar 1855 erfolgte, einen ſchmerzlichen Verluſt. 


Muſikaliſche Aufführungen unferer Schüler unter Leitung des Geſanglehrers der 
Anftalt, fanden in der hieſigen Kirche ſtatt, am Himmelfahrtstage, am 3. Sonntage nach 
Trinitatis, am Tage der Einſegnung, am Geburtstage Sr. Majeftät des Königs und zur 
Lodtenfeier. An dieſen Tagen, ſowie am Oſter -, Pfingſt⸗ und Erntefeſte wurden ſchon 
die für den Ertrag von Schülerconcerten im vorigen Jahre beſchafften Blaſeinſtrumente 
zur Begleitung der Choräle benutzt. Ein Schülerconcert, deſſen Ertrag zur Deckung des 
auf den Blaſeinſtrumenten noch haftenden Reſtes beſtimmt war, fand am 30. Januar 
vor einem zahlreich verſammelten Publikum ſtatt. Zur Einübung zweier Oratorien wurs 
den einige Schüler der Anſtalt zugezogen. 


Zu Michaelis ſchied der bisherige Director C. Fried. Aug. Dewiſcheit von der 
Anſtalt, welche er ſeit ihrer Begründung geleitet und zu einer erftrulichen, in der letzten 
Zeit durch das Zuſammentreffen verſchiedener ungünſtiger Umſtände geſtörten, Blüthe er 
hoben hatte. In feine Stelle trat der Unterzeichnete, welcher, in Königsberg geboren, 
auf dem Friedrichscollegium und auf der Univerſität daſelbſt gebildet, zuerſt an dem Frie— 
drichscollegium zu Königsberg, dann an dem Gymnaſium zu Elbing, dann an dem Frie— 
drich⸗Wilbelms⸗Gymnaſium zu Poſen und endlich als Oberlehrer an der Realſchule eben: 
bendaſelbſt fungirt hatte. Derſelbe führte ſich bei den Lehrern und bei den Schülern 
des Progymnaſiums vor dem Widerbeginn der Lectionen am 10. October durch eine 
kurze Anſprache ein. 


Am Geburtstage Sr. Majeſtät des Königs, hielt der Oberlehrer Dr. Krauſe in 
der Aula, in welcher außer den Lehrern und Schülern der Anſtalt, auch ein zahlreiches 
Publikum verſammelt war, die Feſtrede, in welcher er den Gedanken entwickelte, „was 
der junge Achill von Phönix lernen ſoll, beides, bereit in Worten zu ſein und rüſtig in 
Thaten, daß müſſe auch heut zu Tage als die Aufgabe unſerer Gymnaſien gelten, aber 
getragen, durchdrungen und veredelt von dem Geiſte des Chriſtenthums.“ Einige Schü— 
ler declamirten Gedichte patriotiſchen Inhalts. Die Feier begann mit dem Choral: 
„Lobe den Herrn, den maͤchtigen König der Ehre,“ und ſchloß mit dem Chor: „An des 
Königs Geburtstag,“ gedichtet von Merget, componirt von Baldus. 


Am 31. October wurde das Reformationsfeſt, ebenfalls in der Aula, unter Theil: 
nahme eines zahlreich verſammelten Publikums gefeiert. Der Director leitete die Feier 
durch eine gedrängte Darſtellung der hauptſächlichſten Thatſachen aus der Geſchichte der 
Reformation ein. Alle Verſammelten fangen dann den Choral: „Ein' feſte Burg iſt un: 
er Gott.“ Dr. Krieger führte in der Feſtrede den Gedanken aus, daß dieſer Tag durch 
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Luther ein Wendepunkt in der Geſchichte der Menſchheit geworden fei, und daß das An⸗ 
denken an jenen Mann für uns eine Kraft werden möge, die uns wende und näher 
bringe, dem von Gott geſteckten Ziele unferes Lebens. Zum Schluß der Feier wurde 
die Motette von Hellwig: „Selig ſind, die Gottes Wort hören und bewahren“ von den 
Schülern geſungen. 


Der katholiſche Religionsunterricht war durch die Berufung des Pfarrers Nam: 
czanowski von Grieslienen nach Gr. Ramſau ſeit dem Juni des Jahres 1854 unterbro— 
chen. Die Unterhandlungen des Königl. Provinzial» Schul:Collegii mit der geiſtlichen 
Behörde wegen Uebertragung dieſes Unterrichts an den Nachfolger des Pfarrer Ramcza⸗ 
nowski in Grieslienen ſtießen auf Schwierigkeiten, die erſt im Anfange des Jahres 1855 
beſeitigt wurden. Am 28. Februar begann der Pfarr-Commendarius Karau aus Gries: 
lienen wieder den regelmäßigen Religionsunterricht bei der Anſtalt. 


Die Wiedererrichtung der vor einigen Jahren aufgehobenen Secunda wurde von 
dem Director ſchon am 29. November bei dem Königl. Provinzial⸗Schulcollegium bean⸗ 
tragt. Die Befürwortung dieſes Antrages bei dem Königl. Unterrichtsminiſterium wurde 
zuerſt, da das Progymnaſium einen Ueberſchuß an Lehrkräften beſitzt, davon abhängig 
gemacht, ob das Lehrercollegium ſich zu einer erheblichen Kraftaufbietung entſchließen 
und die geſammte für die Secunda erforderliche Zahl von Unterrichtsſtunden zu über⸗ 
nehmen ſich entſchließen wolle. Das Lehrercollegium erklärte ſich bereit dazu. Sodann 
von dem Ausfall der nächſten, unter dem Vorſitze eines Königlichen Commiſſarius zu 
deranftaltenden Prüfung der ältern Tertianer. Zehn derſelben wurden zur Prüfung zu: 
gelaſſen und erhielten das Zeugniß der Reife für Gymnaſialſecunda. Die endliche Ent— 
ſcheidung des Königl. Provinzial⸗Schul⸗Collegii erfolgte am 10. März Die Errichtung 
der Secunda iſt bewilligt und für den Fall eines günſtigen Erfolges auch die Errichtung 
einer Prima in Ausſicht geſtellt. 


IV. Statiſtiſches. 


Das Progymnaſium zählt gegenwärtig, wiewohl es nur 4 Klaſſen hat, 7 Leh⸗ 
rer. Hieraus ergiebt es ſich, inſofern als die Zahl der Unterrichtsſtunden der einzelnen 
Lehrer, das ſonſt übliche Maaß nicht erreicht, ein lleberſchuß an Lehrkraft. Folgende 
Ueberſicht über die Vertheilung der Lehrſtunden und der Ordinariate unter die Lehrer 
während des ablaufenden Schuljahres mag dies noch näher darlegen, 


J) Bewifcheit, ſeit Michaelis 
1854 Dr. Cöppen, Direct, 
Ordinarius von V. 


Griechiſch 6 


Latein 8 


2) Dubeck, Oberlehrer. [Mathem. 4 Mathem. 4 Latein 8 18. 
Ordinarius von VI. Naturg. 2 

3) Dr. Arauſe, Oberlehrer. Latein 8 IGriehifh 5 Geſchichte 2 18. 
Ordinarius von III. Deulſch 3 

4) Dr. Gervais, Ordentl. [Deutſch 3Geſchichte 2 Geograph. 3 17. 
Lehrer. Geſchichte 2] Geograph. 2 Deutſch 4 

j — ie Geograph. 1 
5) Dr. Beiniche,’Ördentt." [Franzöſ. 2 


Latein 9 
Lehrer. f 
Ordinarius von IV. 
6) Dr. Krieger, Ordentl. Religion 2 
Lehrer. Geometrie [Rechnen 5 
Rechnen 3 


7) Galbus, Geſang⸗ Geſang, ., W., v., VI. comb. 1 
Schreib- u. Zeichenlehrer. Zeichnen 1 Zeichnen 1 Geſang v. u. vi. comb. 2 

f Schreiben 1 Zeichnen v. u. vi. comb. 
a. 2 Schreiben 24 Schreiben 3 
Maturg Naturg. Zraturg. 2 


Geograph. 3 


Religion 2 der 2 


Deutſch | 18. 


Religion 2 12. 


Den katholiſchen Religionsunterricht ertheilt feit einigen Wochen der Pfarr⸗ 
Commendarius Carau aus Grieslienen, in 2 Abtheilungen und 3 Stunden wöchentlich. 


Von der im vorigen Plogramm bezeichneten Geſammtzahl von 87 Schülern, 
blieben der Anſtalt zu Michaelis nur 71; ſeitdem iſt noch 1 Ouartaner abgegangen, ein 
anderer geſtorben; aufgenommen wurden vor Neujahr 8, nach Neujahr 6 Schüler. Das 
Progymnaſium wird demnach gegenwärtig von 83 Schülern beſucht. 


Von dieſen 83 Schülern gehören 45 dem Kreiſe Oſterode (darunter 31 der Stadt 
Hohenſtein), 19 dem Kreiſe Allenſtein, 7 dem Kreiſe Neidenburg, 7 dem Kreiſe Ortels⸗ 
burg 
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burg und 5 noch entlegeneren Kreiſen an. Von den benachbarten größern Städten, ha⸗ 
ben Oſterode und Reidenburg keinen, Allenſtein 3 Zöglinge dem Progymnaſium überwieſen. 

Von den gegenwärtig vorhandenen 83 Schülern des Progymnaſtums befinden ſich 
in III. 21, in IV. 26, in V. 16, in VI. 20. Nach der am 3. März unter dem Vorfig 
des Herrn Provinzial-Schulrath Gieſebrecht abgehaltenen Prüfung, erhielten folgende 
10 Tertianer das Zeugniß der Reife für Gymnaſialſecunda. 


Otto Zabel, 141 Jahr alt, aus Wartenburg 1 

Eduard Studenikowski, 163 Jahr alt, aus Warſchau 

Botho von Oldenburg, 14} Jahr alt, aus Kathreinen bei Biſchofsburg 
Auguſt Bercio, 165 Jahr alt, aus Kurken bei Hobenſtein 

Ernſt Böttcher; 154 Jahr alt, aus Klein Koslau bei Neidenburg 
Rudolph Buttlewski, 147 Jahr alt, aus Allenſtein 

Alexander Schütz, 164 Jahr alt, aus Domkau bei nn 
Richard Laudien, 162 Jahr alt, aus Gumbinnen 

Xaver Paſinski, 154 Jahr alt, aus Thiergart bei Elbing 

Otto Schaikowski, 164 Jahr alt, aus Tengutten bei Wartenburg. 


Was die Unterſtützung hülfsbedürftiger Schüler betrifft, fo if zunächſt 
das ſchon an ſich ungewöhnlich niedrig angeſetzte Schulgeld (6 Thlr. jährlich für Ser⸗ 
taner und Quintaner, 8 Thlr. jährlich für Quartaner und Tertianer) im Laufe des 
Jabres 16 Schülern ganz erlaſſen. Auch ſind 14 Schüler mit leihweiſe übergebenen 
Schulbüchern unterſtützt. Endlich wurden am 27. Februar die Zinſen des Belianſchen 
Legates ſtiftungsmäßig an einen hülfsbedürftigen Schüler vergeben. 


Der Premjer⸗Lieutenant und Rittergutsbeſitzer Belian auf Trautzig und Sechs⸗ 
buben beſchenkte die Anſtalt unter dem 21. Februar mit 50 Thalern zur Vermehrung 
des von ihm im Jahre 1853 geſtifteten Legates, und mit noch 4 Thalern, die ſogleich 
zur Unterſtützung bedürftiger Schüler verwandt werden Sollten. Ich verfehle nicht, im 
Namen der Anftalt und der Schüler, denen dieſe milden Gaben zu Gute kommen, dem 
edlen Geber öffentlich den gefühlteſten Dank abzuſtatten. Möge dieſes in unſern eigen⸗ 
ſüchtigen Zeiten ſeltene Beispiel chriſtlichen Wohlthätigkeitsſinnes auch andere a gleicher 
Gefinnung und, gleicher Mohlihätigkeit erwecken. 


Der Lehrapparat iſt in dieſem Schuljahre nicht fo beträchtlich als ſonſt ver: 
mehrt worden, da die betreffenden Fonds für 1854 ſchon vor Oſtern 1854 ſehr ſtark in 
6 
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Anſpruch genommen waren. Der phbyſikaliſche Apparat ift im Ganzen in dem früheren 
Zuſtande belaſſen, da er nach der Aufhebung der Secunda nur hin und wieder beim 
Unterricht benutzt wird. Die Lehrerbibliothek erhielt von dem Königl. Unterrichtsmini— 
ſterium die Fortſetzung von Firmenichs Völkerſtimmen, von dem Director Dewiſcheit 
Bauers deutſch⸗lateiniſches Wörterbuch Ausg. von 1806 geſchenkt. Der Tertianer Dewiſcheit 
hinterließ der Anſtalt bei ſeinem Abgange eine geſchmackvoll geordnete Käferſammlung. 
Dagegen iſt eine dem Progymnaſium früher zugewandte Schmetterlings-Sammlung nun 
faſt ganz zerfallen und auch die Sammlung ausgeſtopfter Thiere, beſonders Vögel, hat 
durch die Zeit namhaft gelitten. Die Wiederherſtellung und Vervollſtäudigung der na— 
turhiſtoriſchen Sammlungen des Progymnaſiums läßt ſich von der demſelben bisher er» 
wieſenen Theilnahme des Publikums erwarten. 


Unter den für die Lehrerbibliothek aus den Fonds der Anſtalt angeſchafften Werke 
ſind, von den Fortſetzungen früher angeſchaffter Werke abgeſehen, die wichtigſten: Winkler 
Giftgewächſe Deutſchlands, Menzel Geſchichte Europa's vom Beginn der franz. Revol. 
bis zum Wiener Congreß, Müller 24 Bücher allg. Geſch., Weber corpus poetornm Latin., 
Diez etymolog. Wörterb. der roman. Sprachen, Andree Nordamerika mit dem Kartenwerk 
von Lange, Momſen röm. Geſchichte. E. Curtius Peloponneſus. 


Die mit Erzählungen für die Jugend ſchon ziemlich reich verſehene Schülerbi— 
bliothek iſt vermehrt durch folgende Schriften: Meyers Volksbibliothek für Länder, Völ⸗ 
ker⸗ und Naturkunde 45. Bde. Die Geſchichtsſchreiber der deutſchen Vorzeit in deutſcher 
Bearbeitung, herausgegeben von Perg u. a., Lief. 122. Rückert, das römiſche Kriegs: 
wefen Adam, Luiſe Königin von Preußen. Scherenberg, Waterloo und Leuthen. 
Köppen, Preußens Erhebung. 


5. Ueberſicht der öffentlichen Prüfung.) 


Freitag, den 30, März c. von 83 Uhr in der Aula. 
Eröffnung durch Geſang und Gebet. 
VI. Latein ! - - 4 e 8 8 . Oberl. Dudeck. 


E ̃ ˙ -- ⁰ů̈m»uQ d —  . Dr, Ybmide. 
VI. und V. Geſanglehre 5 5 5 e Ä e 5 5 Baldus. 


— 


*) Herr Dr. Krieger iſt in höherem Auftroge verreiſt und wird daher in keiner Klaſſe eine Pruͤfung abhalten. 


v. Geſchichte 


V. Naturgeſchichte. 


IV. Mathematik 


Oberl. Krauſe 
Baldus. 
Oberl. Dudeck. 


IV. Geſchichte R } A : ; 8 2 2 . : 
IV. Latein a A ; 2 ; 1 0 2 7 N 


Dr. Gervais. 
Dr. Heinicke. 


Nachmittag von 2 Uhr ab. 


III. Latein 5 - a : : 5 5 5 . > Oberl. Krauſe. 
III. Deutſch . 5 ; E 8 g 8 ; F 2 . Dr. Gervais. 
III. Griechiſch . ; : > 5 . - : Direct. Töppen. 


In den Pauſen zwiſchen den Lectionen werden einige Schüler deklamiren. 


Bei der Prüfung vorkommende Gefänge. 


Choral: Du, der Menſchen Heil und Leben ꝛc. 
Die jungen Muſikanten, von Kücken. 

An die Heimath, von Carl Krebs. 

Abendchor, von Franz Abt. 

Sommerabend, von Lindblad. 

Hymnus an die Gottheit, von Chr. H. Rinck. 


S S 


Nach beendigter Prüfung und nach erfolgter Austheilung der vierteljährigen 
Zeugniſſe wird die Anſtalt auf 14 Tage geſchloſſen. 


Der neue Curſus beginnt Dienſtag den 17. April. Zur Prüfung und Inſcrip— 
tion neu eintretender Schüler für die untern und mittleren Klaſſen, fo wie für die ueu 
zu errichtende Sekunda wird der Unterzeichnete in den Vormittagsſtunden der Ferientage 
bereit ſein. 

Hohenſtein, den 20. März 1855. 
Dr. M. Töppen. 


ese . 


